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Kapitel 1: Gutes Leben für alle in NRW 1 

1.1 Gerechte Steuern für eine starke Infrastruktur 2 

Noch nie waren Einkommen und Vermögen in Deutschland so ungleich verteilt wie heute. 3 
Die reichsten 1% besitzen rund 40 Prozent des gesamten Vermögens und nahezu 90 4 
Prozent des Unternehmensvermögens.  5 

Der Grund ist zunächst die Enteignung der Arbeitskraft in den Betrieben. Jeder und jedem 6 
Beschäftigten wird täglich ein Teil dessen, was sie oder er erarbeitet für die Profite der 7 
Besitzer*innen abgezogen. Aber auch die Verteilung der Steuern ist zutiefst ungerecht. 8 
Während Löhne vollständig besteuert werden und die Mehrwertsteuer vor allem 9 
Normalverdiener*innen belastet, werden große Vermögen seit Jahrzehnten steuerlich 10 
bevorzugt. Wohlstand nur aus eigener Arbeit aufzubauen, ist fast unmöglich. Wohlstand zu 11 
erben ist für die Reichsten aber fast kostenlos. 12 

Die Superreichen beteiligen sich seit Jahrzehnten zu wenig an der Finanzierung unserer 13 
Gesellschaft, weil die Politik dies zulässt und sogar fördert. Das hat zur Folge, dass 14 
Bibliotheken und Schwimmbäder geschlossen werden, Personal in Krankenhäusern 15 
abgebaut wird, Bus- und Bahnverbindungen fehlen und unsere Schulen und Straßen 16 
zerfallen. 17 

Die Landesregierung aus CDU und GRÜNEN begründet gebrochene Versprechen, wie das 18 
dritte beitragsfreie Kita-Jahr oder die kostenfreie Verpflegung in Kitas, mit mangelndem 19 
finanziellem Spielraum. Gleichzeitig bemüht sie sich bei der Bundesregierung und im 20 
Bundesrat nicht um einen echten Politikwechsel zum Wohle der Mehrheit. 21 

In unserem reichen Land ist aber genug Geld für eine gerechte Politik da. Es muss nur fairer 22 
verteilt werden. 23 

Allein unser linkes Konzept einer Wiedereinführung der Vermögenssteuer auf Bundesebene 24 
bedeutet für NRW jährliche Mehreinnahmen in Höhe von 21 Milliarden Euro. Dieses Geld 25 
können die Menschen in unseren Städten und Dörfern dringend gebrauchen.  26 

Deshalb werden wir uns im Landtag für eine gerechtere Steuerpolitik einsetzen. Denn die 27 
Menschen im Land und die hochverschuldeten Städte und Gemeinden sind auf 28 
Steuergerechtigkeit dringend angewiesen.  29 
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Als Linke wollen wir auf der Bundesebene: 30 
• die Vermögensteuer für sehr große Vermögen wieder einführen (ab einem Vermögen 31 

von einer Million Euro 1 Prozent im Jahr, ab 50 Millionen 5 Prozent) 32 
• die Erbschaftssteuer so reformieren, dass niemand das selbst genutzte Häuschen 33 

verliert, aber Superreiche fair besteuert werden 34 
• bei der Einkommensteuer niedrige und mittlere Einkommen entlasten 35 
• die Mehrwertsteuer für Lebensmittel, Bus und Bahn sowie Monatshygieneprodukte 36 

auf 0% senken 37 
• einen gerechteren Bund-Länder Finanzausgleich 38 
• die Abschaffung der Schuldenbremse für Investitionen in unsere Zukunft 39 

Eine der wenigen Steuern, auf die das Land direkten Einfluss hat, ist die 40 
Grunderwerbssteuer. Sie wird beim Grundstückskauf fällig und beträgt 6,5% des 41 
Kaufpreises. Wir fordern vom Bund, dass die Bundesländer die Grunderwerbssteuer flexibler 42 
gestalten können.  43 

Als Linke wollen wir: 44 
• auf Luxusimmobilien ab vier Millionen Euro einen Aufschlag von 5% auf die 45 

Grunderwerbssteuer erheben 46 
• die Grunderwerbssteuer für Familien, die erstmalig ein Grundstück kaufen, auf 3,5 % 47 

senken 48 
• das Verbot von sogenannten „Share Deals“, mit dem Immobilienkonzerne die 49 

Grunderwerbsteuer umgehen können. 50 

1.1.1 Mehr Steuern für NRW 51 

Große steuerpolitische Veränderungen brauchen Druck auf die Bundesregierung und den 52 
Bundesrat. Das bedeutet aber nicht, dass wir hier in NRW den Kopf in den Sand stecken 53 
müssen. 54 

In Nordrhein-Westfalen leben deutschlandweit die meisten Millionär*innen und 55 
Milliardär*innen. Auch große Konzerne haben hier ihren Sitz. Dementsprechend wichtig ist 56 
es, dass sie ihre Steuern korrekt bezahlen. Jeder zusätzlich investierte Euro in die 57 
Steuerfahndung kommt vielfach in die Gemeinschaft zurück.  58 

Glücksspiele werden immer beliebter. Auch, weil immer mehr Influencer*innen und 59 
Profisportler*innen junge Menschen anwerben. Was für manche wie ein kleiner Spaß 60 
beginnt, endet oft in Sucht und finanziellem Ruin. Höhere Steuern auf Glücksspiele kommen 61 
der Gesellschaft nicht nur finanziell zugute, sondern machen das Betreiben von 62 
Wettangeboten auch unattraktiver.  63 

Als Linke wollen wir: 64 
• die Steuerfahndung in NRW massiv ausbauen und ein besonderes Augenmerk auf 65 

Superreiche und Konzerne legen 66 
• die Spielbankabgabe in NRW erhöhen 67 

1.1.2 Kommunen stärken: Finanzielle Handlungsfähigkeit sichern 68 

In unseren Kommunen, Städten und Landkreisen, werden Entscheidungen über das Leben 69 
vor Ort getroffen. Hier werden Kitas, Schulen und Schwimmbäder betrieben, Wohnungen 70 
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und Radwege gebaut, Vereine, Sport und Kultur gefördert. Aber wie viel 71 
Entscheidungsfreiheit bleibt noch, wenn die Städte und Dörfer in denen wir zu Hause sind, in 72 
einer finanziellen Dauerkrise stecken? 73 

2025 gaben zwei Drittel der Kommunen an, dass ihre Finanzlage mangelhaft ist. Einen 74 
finanziell ausgeglichenen Haushalt gibt es praktisch nicht mehr, und die Schulden nehmen 75 
immer weiter zu. 76 

Um ihre Kredite zu decken, sind die Kommunen gezwungen, Gebühren und Steuern zu 77 
erhöhen und gleichzeitig Investitionen und Angebote zu streichen. Das macht das Leben für 78 
uns alle teurer, verschlechtert die Lebensqualität und verhindert Investitionen in unsere 79 
Städte und Dörfer. Wir als Linke lehnen das ab. 80 

Besonders Kommunen im Ruhrgebiet leiden unter hohen Altschulden, die sie allein nicht 81 
mehr bezahlen können. Hier muss das Land mehr als bisher unterstützen. 82 

Damit in unseren Kommunen in Zukunft wieder mit ausgeglichenen Finanzen gearbeitet 83 
werden kann, benötigen sie dringend Hilfe beim Abbau ihrer Schulden. 84 

Als Linke wollen wir: 85 
• einen kommunalen Altschuldenfonds schaffen 86 
• verfestigte Kassenkredite gemeinsam mit dem Bund abbauen 87 

Damit die Kommunen sich nicht neu überschulden, benötigen ihre Finanzen ein sicheres 88 
Fundament. Nur so können die Entscheidungen langfristig und angemessen vor Ort 89 
getroffen werden. Dafür brauchen die Kommunen einen größeren Anteil an den Einnahmen 90 
des Landes. Wir setzen uns auch dafür ein, dass sie einen größeren Teil der bei ihnen 91 
erwirtschafteten Steuern behalten dürfen.  92 

Als Linke wollen wir: 93 
• die kommunale Regelfinanzierung stärken 94 
• die Verbundquote im Gemeindefinanzierungsgesetz erhöhen, damit ein größerer 95 

prozentualen Anteil der Steuereinnahmen der Länder an die Kommunen fließt 96 
• die Gewerbesteuer perspektivisch zu einer Gemeindewirtschaftsteuer 97 

weiterentwickeln, um durch eine massive Verbreiterung der Einnahmebasis die 98 
Kommunen finanziell zu stabilisieren 99 

• den Kommunen die Möglichkeit zu eröffnen, eine von Unternehmen zu zahlenden 100 
Nahverkehrsabgabe einzuführen. Unternehmen profitieren überproportional von 101 
kommunaler Infrastruktur und sollen auch stärker zur Finanzierung des 102 
Gemeinwesens herangezogen werden können. 103 

Häufig müssen Kommunen für große Investitionen auf Förderprogrammen des Landes 104 
hoffen. Diese haben hohe Anforderungen und sind zeitlich und finanziell begrenzt. Wie 105 
komplex die Förderungen sind, zeigt sich daran, dass manche Kommunen ein 106 
Fördermittelmanagement haben, das nur mit der Suche nach passenden Fördertöpfen 107 
beschäftigt ist.  108 

Förderungen sind meistens mit einem finanziellen Eigenanteil der Kommune verbunden. Die 109 
Lage der Kommunen ist aber so schlecht, dass Projekte oft auch daran scheitern.  110 
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Als Linke wollen wir: 111 
• Förderprogramme langfristig verstetigen und vereinfachen 112 
• kommunale Eigenanteile bei Förderprogrammen für finanzschwache Kommunen 113 

abschaffen 114 

1.1.3 Wer bestellt, bezahlt: Konnexitätsprinzip einhalten 115 

Die Bundesebene, die Bundesländer und die Kommunen haben gesetzlich festgelegte 116 
Aufgabenfelder und müssen die Kosten für diese selbst tragen. Bund und Land können die 117 
Durchführung von Aufgaben zwar auf die Kommunen übertragen, müssen aber sicherstellen, 118 
dass sie die kompletten Kosten dafür tragen. Dieses Prinzip von „Wer bestellt, bezahlt“, 119 
nennt man Konnexität. 120 

In NRW und im Bund wird das Konnexitätsprinzip schon seit Jahren aktiv missachtet. Immer 121 
mehr Aufgaben werden den Kommunen übertragen, ohne für eine ausreichende 122 
Gegenfinanzierung zu sorgen. Dazu zählen zum Beispiel die Kinderbetreuung und die Kosten 123 
der Unterkunft.  124 

Die Folge: Die Kommunen müssen die Differenz aus ihren eigenen Einnahmen begleichen 125 
und verschulden sich jedes Jahr weiter. In manchen Kommunen sind dafür jährlich mehrere 126 
hundert Millionen Euro nötig.  127 

So lange das Konnexitätsprinzip nicht eingehalten wird, zwingen Bund und Land die 128 
Kommunen immer weiter in die Schuldenfalle. Es braucht Lösungen, die die strukturelle 129 
Unterfinanzierung der Kommunen beenden.  130 

Wir setzen uns für eine Stärkung des Konnexitätsprinzips im Grundgesetz ein. 131 

Als Linke wollen wir: 132 
• die vollständige Finanzierung aller von Land und Bund übertragenen Aufgaben 133 
• die vollständige Weiterleitung von Bundesmitteln an die Kommunen 134 
• erleichterte Klagemöglichkeiten für Kommunen bei Konnexitätsverstößen 135 

Die derzeitigen Verhandlungen zur so genannten Veranlassungskonnexität zwischen Bund 136 
und Ländern sind aus Sicht der Linken nicht weitreichend genug. Aufgabenübertragungen 137 
müssen den Kommunen immer zu 100 Prozent erstattet werden. Zudem gehören auch 138 
Ausgabenübertragungen aus der Vergangenheit, bei denen das Konnexitätsprinzip bisher 139 
missachtet wurden, auf den Prüfstand. 140 

1.1.4 Infrastruktur stärken: Öffentlich, sozial und demokratisch 141 

Nordrhein-Westfalen steht vor einer gewaltigen Herausforderung. Unsere Städte und 142 
Gemeinden leiden unter einem massiven Investitionsstau. Allein in den Kommunen 143 
Nordrhein-Westfalens beläuft sich dieser inzwischen auf rund 50 Milliarden Euro.  144 

Die Folgen sind längst sichtbar: Marode Schulen, sanierungsbedürftige Turnhallen, kaputte 145 
Straßen, bröckelnde Brücken, überlastete Verkehrswege und eine vielerorts unzureichende 146 
öffentliche Infrastruktur prägen den Alltag vieler Menschen. Dabei sind Kinder von 147 
kommunaler Unterfinanzierung in besonderer Weise betroffen. Überall dort, wo Kommunen 148 
sparen müssen, werden die Mittel für Kitas, Schulen, Spielplätze und Jugendeinrichtungen 149 
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gekürzt. Das Land muss anerkennen, dass Sparmaßnahmen an Kommunen keine abstrakte 150 
Haushaltsfrage sind, sondern Kindheiten prägen. Gleichzeitig können viele Kommunen durch 151 
die restriktiven Schuldenregeln von Land und Bund nicht mehr investieren. Dadurch steigt 152 
der Investitionsbedarf weiter an. 153 

Besonders strukturschwache Regionen wie das Ruhrgebiet und Teile des ländlichen Raums 154 
drohen weiter zurückzufallen. Statt Zukunft zu gestalten, wird vielerorts nur noch der 155 
Mangel verwaltet. 156 

Wir wollen ein Nordrhein-Westfalen, in dem alle Menschen Zugang zu guter Infrastruktur 157 
haben, unabhängig davon, ob sie in einer Großstadt, einer Mittelstadt oder im ländlichen 158 
Raum leben. Dafür braucht es eine grundlegende Neuausrichtung: mehr öffentliche 159 
Investitionen, starke Kommunen und eine Infrastruktur, die sich am Gemeinwohl statt an 160 
Profitinteressen orientiert. 161 

Eine leistungsfähige, gerechte und nachhaltige Infrastruktur ist die Grundlage für 162 
gesellschaftlichen Zusammenhalt, wirtschaftliche Stabilität und gleichwertige 163 
Lebensverhältnisse. 164 

Als Linke setzen wir uns für eine umfassende öffentliche Investitionsoffensive mit 165 
folgenden Schwerpunkten ein: 166 

• Sanierung und Ausbau von Schulen, Kitas und Hochschulen, 167 
• Modernisierung von Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, 168 
• Sanierung von Brücken, Straßen und Schienenwegen 169 
• Ausbau der digitalen Infrastruktur 170 
• Stärkung kommunaler Versorgungsbetriebe 171 
• Ausbau öffentlicher Räume und sozialer Einrichtungen 172 

1.1.5 Privatisierung der Grundversorgung stoppen und umkehren 173 

In den letzten Jahrzehnten wurden immer mehr staatliche Aufgaben an die private 174 
Wirtschaft übertragen. So wurden zum Beispiel Verkehrsbetriebe privatisiert, städtische 175 
Wohnungen verkauft und Krankenhäuser zu großen Aktiengesellschaften umgewandelt. 176 
Seitdem sind die Preise gestiegen, aber die Qualität ist schlechter geworden. 177 

Durch die fehlende finanzielle Entlastung werden die Kommunen faktisch durch Bundes- 178 
und Landesregierung zu Kürzungen gezwungen. Es ist zu erwarten, dass damit eine weitere 179 
Welle der Privatisierungen einhergeht. Wir lehnen nicht nur weitere Privatisierungen ab, 180 
sondern stellen einen Gegenentwurf vor.  181 

Wir als Linke treten für einen starken Sozialstaat ein, der für die Menschen da ist. Im 182 
Öffentlichen Nahverkehr, im Krankenhaus, beim Energieversorger oder auf dem 183 
Wohnungsmarkt. Mit den Gütern der Grundversorgung darf kein Profit gemacht werden.  184 

Deshalb setzen wir uns für eine landesweite Offensive zur Rekommunalisierung ehemals 185 
öffentlichen Eigentums ein. Bereiche wie zum Beispiel Energieversorgung oder 186 
Krankenhäuser sollen zurück in öffentliche oder gemeinnützige Trägerschaft.  187 
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Als Linke wollen wir: 188 
• einen NRW-Rekommunalisierungsfonds schaffen 189 
• Energieversorgung, Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Verkehrsbetriebe, 190 

Krankenhäuser und Wohnungsbestände schrittweise wieder in öffentliche oder 191 
gemeinnützige Trägerschaft überführen, in denen Tarifverträge angewendet werden 192 
und Mitbestimmungsorgane die vollen Rechte aus dem Personalvertretungsgesetz 193 
oder dem Betriebsverfassungsgesetz haben 194 

• kommunale Vorkaufsrechte stärken 195 
• die Einschränkungen bei der wirtschaftlichen Betätigung der Kommunen abbauen 196 

1.1.6 Öffentliche Versorgung sichern und Energiewende voranbringen 197 

Die Klimakrise und die Energieabhängigkeit von autokratischen Staaten zeigen, wie wichtig 198 
lokale Energiegewinnung und Vermarktung sind. Dass Energiekonzerne im Ukraine Krieg und 199 
dann im Iran Krieg satte Übergewinne auf Kosten der Bürger*innen eingefahren haben, 200 
macht das Verhältnis von Konzernen zu Bürger*innen deutlich. Eine sichere, bezahlbare und 201 
nachhaltige Versorgung ist Kernaufgabe der öffentlichen Hand. 202 

Als Linke wollen wir: 203 
• die kommunalen Stadtwerke stärken 204 
• die Strom-, Wärme- und Wasserinfrastruktur öffentlich ausbauen 205 
• die Investitionen in Netze und erneuerbare Energien deutlich erhöhen 206 
• die demokratische Beteiligung an der Energiewende fördern 207 

1.1.7 Verkehrswende: Mobilität als öffentliche Aufgabe 208 

Mobilität ist ein Grundrecht. Hunderttausende Menschen sind tagtäglich auf Bus und Bahn 209 
angewiesen, Berufstätige, Schulkinder und Rentner*innen. Für viele Menschen die einzige 210 
Möglichkeit von A nach B zu kommen. Doch der öffentliche Personennahverkehr lässt stark 211 
zu wünschen übrig. Hier muss deutlich investiert werden. 212 

Auf Bundesebene wollen wir den Preis für das Deutschlandticket wieder auf 9 Euro senken. 213 
Für Schüler*innen, Auszubildende, Senior*innen und Studierende soll das Deutschlandticket 214 
kostenlos sein. Als Ziel streben wir einen ticketfreien Nahverkehr an. 215 

Als Linke wollen wir: 216 
• den öffentlichen Nahverkehr flächendeckend ausbauen 217 
• stillgelegte Bahnstrecken reaktivieren 218 
• Takte verdichten und Verbindungen verbessern 219 
• Mobilität für alle bezahlbar machen 220 
• langfristig einen ticketfreien Nahverkehr anstreben 221 
• Bus, Bahn, Rad- und Fußverkehr priorisieren 222 

1.1.8 Soziale Infrastruktur sichern und ausbauen 223 

Zur Infrastruktur gehören auch die sozialen Bereiche unseres Zusammenlebens. Wo Kinder 224 
lernen, Kranke behandelt oder Alte gepflegt werden, muss genug Geld sein, um die 225 
bestmögliche Versorgung sicherzustellen. Gewinnabsichten dürfen hier keine Rolle spielen. 226 
Aktuell ist leider das Gegenteil der Fall. An den Schulen in NRW besteht ein Sanierungsstau 227 
von über zehn Milliarden Euro. 228 
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Als Linke wollen wir: 229 
• Schulen und Kitas modernisieren 230 
• Jugendzentren, Bibliotheken und Schwimmbäder erhalten und ausbauen 231 
• öffentliche Begegnungsorte fördern 232 
• Krankenhäuser erhalten, stärken und in öffentliche oder gemeinnützige Trägerschaft 233 

überführen 234 
• Pflegeeinrichtungen ausbauen 235 

1.1.9 Bezahlbares Wohnen sichern 236 

Der freie Markt hat bewiesen, dass er nicht für mehr günstigen Wohnraum sorgen kann. Zu 237 
hohe Mieten, zu wenig Platz und keine freien Wohnungen sind die Realität in unseren 238 
Städten. Zunehmend sind auch ländliche Gegenden betroffen. 239 

Wo der Markt versagt, muss sich der Staat kümmern. Für uns als Linke ist bezahlbares 240 
Wohnen ein Grundrecht, das niemandem verwehrt werden darf. 241 

Als Linke wollen wir: 242 
• den sozialen und gemeinnützigen Wohnungssektor massiv ausbauen 243 
• eine landeseigene Wohnungsbaugesellschaft schaffen 244 
• dauerhaft preisgebundene Wohnungen errichten 245 
• kommunale Wohnungsbestände stärken 246 

 247 
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1.2 Gute Arbeitsplätze für alle sichern, Tarifbindung ausbauen 248 

Menschen brauchen Arbeitsplätze, die ihnen eine existenzsichernde Bezahlung, keine 249 
gesundheitsgefährdenden Arbeitsbedingungen und langfristige persönliche Sicherheit und 250 
Planbarkeit bieten. Die Arbeitswelt in Nordrhein-Westfalen sieht aber ganz anders aus. 251 
Derzeit werden jeden Monat tausende Arbeitsplätze in der Industrie und auch in anderen 252 
Branchen abgebaut.  253 

Die Tarifbindung geht auch hier in der ehemaligen Herzkammer der Gewerkschaften immer 254 
weiter zurück und erreichte im Jahr 2026 ein Rekordtief. Nur noch 24 Prozent der Betriebe 255 
und 51 Prozent der Beschäftigten in NRW fallen in den Geltungsbereich von Tarifverträgen. 256 
Den Menschen fehlen damit sichere Einkommen und Arbeitsbedingungen. Gleichzeitig wird 257 
auf Bundesebene der Achtstundentag angegriffen und die Deregulierung des 258 
Arbeitsmarktes schreitet immer weiter voran. 259 

Darüber hinaus kommt es durch den Ausbau KI-basierter Arbeitswelten zu neuen Erwerbs- 260 
und Arbeitsformen mit neuen Belastungen und Qualifikationsanforderungen. Wir wollen die 261 
Tarifbindung stärken und die Deregulierung des Arbeitsmarktes rückgängig machen. 262 

Anlass zu großer Sorge gibt auch die wachsende Zahl an Beschäftigten, die ihr Gehalt mit 263 
Sozialleistungen aufstocken müssen. Damit werden Dumpinglöhne von staatlicher Seite 264 
subventioniert. In erster Linie sollte hier die öffentliche Hand eine Vorbildrolle einnehmen. 265 
Dass immer größere Teile des öffentlichen Dienstes entweder indirekt durch 266 
Ausgliederungen oder auch direkt aus dem Geltungsbereich von Tarifverträgen aussteigen, 267 
muss sofort zurückgenommen werden. Es darf keine Tarifflucht bei öffentlichen 268 
Unternehmen mehr geben. 269 

Kinder und Jugendliche tragen die Folgen prekärer Arbeit unmittelbar mit – durch Armut, 270 
Stress, fehlende Zeit und instabile Betreuungssysteme. 271 

Als Linke wollen wir: 272 
• 100 Prozent Tarifbindung in allen öffentlichen Betrieben und ihren Töchtern und 273 

Beteiligungen 274 
• unbefristete, tarifgebundene Arbeitsplätze mit planbaren Arbeitszeiten sichern und 275 

schaffen 276 
• das Recht auf Weiterbildung insbesondere in Branchen, die durch einen starken 277 

Einsatz von KI-Technologie geprägt sind 278 
• die Ausweitung der Mitbestimmung in den Betrieben und Unternehmen. Insbesondere 279 

dort wo öffentliche Gelder geflossen sind, muss das zwingend mit der Ausweitung 280 
von Mitbestimmungsrechten einher gehen. 281 

1.2.1. Arbeitsschutz ausbauen, Arbeitszeiten nicht weiter ausdehnen 282 

Durch die im Koalitionsvertrag der Bundesregierung angekündigte Aufweichung des 283 
Abeitszeitzeitgesetztes (ArbZG) ist eine massive Ausweitung werktäglicher Arbeitszeiten zu 284 
befürchten. Damit verbunden ist eine erhebliche Steigerung der Belastung der Beschäftigen. 285 
Das ArbZG zielt vor allem darauf, den Arbeit- und Gesundheitsschutz durch Begrenzung der 286 
Arbeitszeit zu stärken. Der Acht-Stunden-Tag ist eine der wichtigsten Errungenschaften der 287 
Arbeiter*innenbewegung, ein Schutz vor Überlastung im Arbeitsalltag. Diesen Schutz will die 288 
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Schwarz-Rote-Bundesregierung aufweichen und begründet dies mit einem Zugewinn an 289 
Flexibilität. Dabei besteht gegenwärtig bereits die Möglichkeit, die gesetzlich festgelegte 290 
arbeitstägliche Acht-Stundengrenze auf 10-Stunden auszuweiten. Nach den Plänen der 291 
Bundesregierung könnte die wöchentliche Arbeitszeit auf bis zu 73,5 Stunden ausgeweitet 292 
werden, also bis zu 12 Stunden und 15 Minuten am Tag. Im Kern geht es also darum, die 10 293 
Stunden-Grenze zu beseitigen. 294 

Die meisten Tarifverträge bieten Schutz vor einer derartigen Ausweitung des Arbeitstages. 295 
Doch die Mehrzahl der Beschäftigten in Klein- und Mittelbetrieben arbeiten ohne 296 
Tarifvertrag. Sie betrifft die Abschaffung des Acht-Stunden-Tages besonders.  297 

Für uns als Linke bleibt der beste Arbeitsschutz weiterhin eine deutliche Reduzierung der 298 
werktäglichen Arbeitszeit durch Tarifverträge und durch das Arbeitszeitgesetz auf 299 
Bundesebene. 300 

Insgesamt muss der Arbeitsschutz so zusammengefasst werden, dass Arbeitsschutz, 301 
Arbeitszeit und Einhaltung von Tarifverträgen und Mindestlöhnen von einer Behörde geprüft 302 
werden und die Prüflücke, dass der Zoll den Lohn kontrolliert und die Bezirksregierungen die 303 
Arbeitszeit soll so nicht mehr existieren. 304 

Das Land NRW kann nicht nur durch seinen Einfluss im Bundesrat, sondern auch als 305 
öffentlicher Arbeitgeber und im Rahmen der Vergabe öffentlicher Mittel für 306 
gesundheitsförderliche Arbeitszeiten sorgen. 307 

Als Linke wollen wir bundesweit: 308 
• eine absolute Obergrenze von 10 Stunden pro Tag, nur tarifliche Ausnahmen 309 
• die digitale Zeiterfassung verpflichtend zur Kontrolle von Überstunden 310 
• mindestens 11 Stunden Ruhezeiten zwischen zwei Arbeitstagen 311 
• die Begrenzung der Wochenarbeitszeit auf maximal 48 Stunden 312 
• das Recht auf Nichterreichbarkeit Außerhalb der Arbeitszeit 313 

Auf Landesebene gibt es Handlungsmöglichkeiten für einen besseren Arbeitsschutz, die voll 314 
ausgeschöpft werden sollten. 315 

Als Linke wollen wir: 316 
• stärkere Kontrollen durch die Arbeitsschutz-Behörden NRW 317 
• mehr Arbeitsschutzprüfungen und höhere Strafen bei Verstößen 318 
• anonyme Meldestellen, mehrsprachig und sicher nutzbar auch für Beschäftigte ohne 319 

gesicherten Aufenthaltsstatus 320 
• die Konzentration der Arbeitsschutzbehörden 321 
• regelmäßige Kontrollen in Betrieben besonders belasteter Branchen 322 
• mehrsprachige Beratungsstellen für migrantische und mobile Beschäftigte (wie Faire 323 

Mobilität und Arbeit und Leben) dauerhaft finanzieren und ausbauen 324 

1.2.2. Tarifbindung stärken: Für ein echtes Tariftreue- und Vergabegesetz  325 

Die EU-Mindestlohnrichtlinie gibt vor, dass die Tarifbindung in Deutschland auf 80 Prozent 326 
steigen soll. Gleichzeitig meldet NRW ein Rekordtief bei Beschäftigten und Betrieben, für die 327 
noch Tarifverträge gelten.  328 
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Wir als Linke werden uns im Landtag konsequent für gute und sichere Arbeitsplätze mit 329 
Tarifbindung einsetzen und uns der zunehmenden Ausbeutung und Willkür durch Tarifflucht 330 
entgegenstellen. Denn nur Tarifverträge schützen vor einem ruinösen Wettbewerb auf dem 331 
Rücken der Beschäftigten. Sie werden dringend gebraucht, damit Arbeitgeber*innen die 332 
Regeln in den Betrieben nicht willkürlich setzen können. Arbeitszeit, Urlaubstage, Zuschläge 333 
und noch viele weitere Bereiche werden ebenfalls in Tarifverträgen geregelt.  334 

Dafür muss der um sich greifenden Mitgliedschaft ohne Tarifbindung in den 335 
Arbeitgeberverbänden endlich ein Riegel vorgeschoben werden. Tarifflucht darf keinesfalls 336 
zu einem regulären Geschäftsmodell innerhalb der Arbeitgeberverbände werden. 337 

Wir wollen, dass NRW wieder Vorreiter bei der Stärkung von Gewerkschaften und 338 
Tarifverträgen wird. 339 

Landesregierung verhindert notwendige Verbesserungen 340 

Die Schwarz-Grüne Landesregierung zeigt mit dem sogenannten 341 
Tarifentgeltsicherungsgesetz, dass eine tatsächlich positive Kehrtwende bei der 342 
Tarifbindung nicht gewollt ist. Weil kommunale Vergaben nicht in den Geltungsbereich des 343 
Gesetzes aufgenommen wurden und weil aufgrund der hohen Schwellenwerte nur sehr 344 
kostenintensive Vergaben überhaupt betroffen sind, sind für gerade einmal etwa 6 Prozent 345 
der öffentlichen Vergaben durch dieses Gesetz die Einhaltung von tariflichen Entgelten 346 
vorgegeben. Das führt weiterhin dazu, dass nicht tarifgebundene Unternehmen einen 347 
Kostenvorteil gegenüber der tarifgebundenen Konkurrenz haben.  348 

Für ein echtes Tariftreue- und Vergabegesetz für sichere Beschäftigung 349 

Wir brauchen daher wieder ein Tariftreue- und Vergabegesetz, das diesen Namen auch 350 
verdient hat. Die Schwellenwerte bei der Vergabe von Aufträgen wollen wir auf 1.000 Euro 351 
senken und den Geltungsbereich von der Landesebene auch auf die Kommunen ausdehnen.  352 

Die Regelungen in den Vergabekriterien sollen auf alle Bereiche ausgeweitet werden, in 353 
denen öffentliche Gelder fließen. Also auch bei öffentlichen Investitionen in die Infrastruktur 354 
und dem Wohnungsbau. Jede finanzielle Unterstützung des Landes wollen wir immer 355 
automatisch und verbindlich an Standort- und Beschäftigungssicherung sowie an die 356 
Einhaltung von Tarifverträgen koppeln. Das bezieht sich auch auf Mittel der 357 
Wirtschaftsförderung. 358 

Solche Gesetze stehen und fallen erfahrungsgemäß mit der ausreichenden Kontrolle. Diese 359 
finanziert sich in der Regel selbst durch die Wirkung, die sie entfaltet. Hier gibt es aus Sicht 360 
der Linken dringenden Handlungsbedarf. 361 
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Als Linke wollen wir ein Tariftreue- und Vergabegesetz, welches: 362 
• für alle öffentlichen Aufträge und auch bei allen öffentlichen Zuwendungen 363 

Arbeitsplatzsicherheit und Tarifverträge für die betroffenen Beschäftigten garantiert 364 
• die Schwellenwerte für die Vergabe von aktuell 100.000 Euro auf höchstens 1.000 365 

Euro senkt 366 
• nicht nur auf Landesebene, sondern auch für die Kommunen in NRW gilt 367 
• regelmäßige Kontrollen und Evaluierung der Maßnahmen festschreibt: Wenn es 368 

keinen Anstieg der Tarifbindung gibt, muss die Landesregierung einen Plan mit 369 
weiteren Maßnahmen vorlegen, um dieses Ziel zu erreichen.  370 

• einen eindeutigen und verbindlichen Katalog der zu verhängenden Strafen bei 371 
Verstößen gegen das Vergabegesetz enthält 372 

Dies wird allerdings nicht ausreichen, um die Tarifbindung auf ein Niveau zu heben, wie die 373 
EU-Mindestlohnrichtlinie vorsieht.  374 

Deshalb wollen wir folgende Bundesratsinitiativen in den Landtag einbringen: 375 
• die Erleichterung der Allgemeinverbindlichkeit der Tarifverträge 376 
• den Ausschluss von Mitgliedschaften ohne Tarifbindung (OT-Mitgliedschaften) in den 377 

Arbeitgeberverbänden 378 

Darüber hinaus braucht es Mindeststandards für Mitbestimmung, Ausbildung, 379 
Gleichstellung, Einstellung von Menschen mit Behinderung sowie die Förderung der 380 
Einstellung von Langzeiterwerbslosen. 381 

1.2.3 Leiharbeit abschaffen: für sichere, tarifgebundene und gute Arbeit 382 

Unserer Meinung nach muss Leiharbeit bundesweit verboten werden. Leiharbeit ist keine 383 
moderne Form flexibler Beschäftigung, sondern eine moderne Form der Ausbeutung. 384 

Mitte 2025 haben über 135.000 Menschen in NRW in Leiharbeitsfirmen gearbeitet. Für die 385 
Beschäftigten heißt das meist: niedrigere Löhne, weniger Weiterbildungsmöglichkeiten, 386 
schlechtere Berufsperspektiven und nur selten die Übernahme in feste Jobs. Hinzu kommen 387 
ein schlechterer Kündigungsschutz und eine ungleiche Bezahlung. So liegt das mittlere 388 
Einkommen von Beschäftigten in der Leiharbeit bei nur 57 Prozent des mittleren 389 
Einkommens aller Beschäftigten. Leiharbeit spaltet aber auch die Belegschaften. Sie 390 
schwächt Gewerkschaften und Tarifbindungen. Sie schürt die Angst vor Arbeitslosigkeit als 391 
Druckmittel, um Löhne zu drücken. Überproportional betroffen sind Beschäftigte mit 392 
Migrationsgeschichte – Leiharbeit wirkt so auch als Instrument rassistischer Spaltung am 393 
Arbeitsmarkt. 394 

Bis zum Verbot der Leiharbeit müssen Leihbeschäftigte ab dem ersten Tag genauso bezahlt 395 
und behandelt werden wie Beschäftigte im Einsatzbetrieb (einschließlich tariflicher und 396 
betrieblicher Sonderzahlungen), plus 10 Prozent Flexibilitätszulage. Die 397 
Höchstüberlassungsdauer muss für den Arbeitsplatz gelten statt für die Beschäftigten. Wir 398 
wollen Scheinwerkverträge wirkungsvoll bekämpfen, damit niemand um seine 399 
Beschäftigtenrechte betrogen wird: Bei Verdacht auf Verstöße gegen das 400 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz muss die Beweislast bei den beteiligten Unternehmen 401 
liegen. Leiharbeit darf nicht zum Streikbruch eingesetzt werden. 402 
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Wir Linken fordern ein Verbot der Leiharbeit. Die Landesregierung soll sich über den 403 
Bundesrat dafür einsetzen, dass das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) mit dem Ziel 404 
aufgehoben wird, Leiharbeit vollständig zu verbieten 405 

Als Linke wollen wir bis zum Verbot der Leiharbeit: 406 
• Lohndumping durch Leiharbeit muss beenden: gleicher Lohn für gleiche Arbeit plus 407 

10 % Flexibilitätszuschlag 408 
• die Aus- und Verleihdauer auf höchstens drei Monate begrenzen, danach muss den 409 

Beschäftigten bei den Leiharbeitsfirmen eine unbefristete Arbeit angeboten werden. 410 

In NRW muss der erste Schritt das Verbot von Leiharbeit in allen Bereichen in denen 411 
öffentliche Gelder fließen sein. Das umfasst sowohl jegliche öffentlichen Unternehmen und 412 
ihre Tochtergesellschaften als auch alle Bereiche, die durch öffentliche Gelder gefördert 413 
werden. 414 

1.2.4 Frauen am Erwerbsleben gleichberechtigt beteiligen 415 

Ungerechtigkeiten zwischen den Geschlechtern sind immer noch aktuell. Viele Tätigkeiten, 416 
die unsere Gesellschaft zusammenhalten, werden überwiegend von Frauen ausgeübt. Dazu 417 
gehören etwa Pflege- und Erziehungsberufe. Sie werden weniger anerkannt und schlechter 418 
bezahlt als Tätigkeiten beispielsweise in der Produktion oder bei Professuren an 419 
Universitäten. 420 

Frauen leisten insgesamt den größten Teil der Sorgearbeit, sowohl bezahlte als auch 421 
unbezahlte Dabei sind sie häufig von Armut oder ökonomischer Abhängigkeit betroffen.  422 

Im Jahr 2024 arbeiteten in NRW laut Bundesagentur für Arbeit rund 60 % der Frauen in 423 
Teilzeit oder Minijobs, bei Männern waren es rund 23 %. Dabei arbeiten Frauen vor allem in 424 
systemrelevanten und zugleich unterbezahlten Berufen. Fast jede dritte Frau in NRW 425 
arbeitet im Niedriglohnsektor. Der Gender Pay Gap lag in NRW im Jahr 2025 bei rund 15 %. 426 
Unter Berücksichtigung von Faktoren wie Arbeitszeit, Beruf oder Qualifikation betrug er 427 
bereinigt etwa 6 %. Damit verdienten Frauen durchschnittlich 4,04 € brutto pro Stunde 428 
weniger als Männer (Statistisches Landesamt NRW). Wir fordern gleichwertigen Lohn für 429 
gleichwertige Arbeit, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und eine faire Aufteilung von 430 
Sorgearbeit. Wir setzen uns für die Arbeitskämpfe von Frauen ein und wollen diese sichtbar 431 
machen. Migrantische Frauen trifft das doppelt: Sie arbeiten überproportional in Branchen 432 
mit Lohndiskriminierung aufgrund von Geschlecht und Herkunft zugleich. 433 

Wo das Land NRW selbst Arbeitgeber ist, öffentliche Mittel vergibt oder über Gesetze 434 
Rahmenbedingungen formuliert, treten wir für eine Aufwertung von Arbeit ein, die vielfach 435 
von Frauen geleistet wird. 436 
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Als Linke wollen wir: 437 
• den Arbeitskämpfen und Streiks von Frauen im Landtag eine Stimme geben, wie 438 

beispielsweise den Beschäftigten in den Universitätskliniken 439 
• die Erhöhung des Anteils von Frauen in Fach- und Führungspositionen im öffentlichen 440 

Dienst und landeseigenen Unternehmen 441 
• den Einfluss des Landtags nutzen für die Aufwertung von Lohn und 442 

Arbeitsbedingungen in Berufen mit hohem Frauenanteil, etwa Pflege, Reinigung, 443 
Sozial- und Erziehungsberufe und bei den Hebammen 444 

• den Ausbau und die finanzielle Förderung von Programmen, die Frauen den Zugang 445 
zu und den Aufstieg in qualifizierte Arbeit erleichtern 446 

• die Verbesserung der Infrastruktur für Kinderbetreuung, Pflege und 447 
Unterstützungsangebote für pflegende Angehörige 448 

• Sozialversicherungspflicht ab der ersten Arbeitsstunde 449 

1.2.5. Ladenöffnungszeiten reduzieren 450 

In NRW dürfen Geschäfte an Werktagen ohne zeitliche Begrenzung geöffnet werden. 451 

Der Lebensmitteleinzelhandel öffnet oft von 7 bis 22 Uhr, teilweise bis 24 Uhr. Diese langen 452 
Öffnungszeiten sind nicht familienfreundlich und schließen die Beschäftigten von sozialem 453 
und kulturellem Leben aus. 454 

Gleichzeitig gingen die in der Vergangenheit immer weiter ausgedehnten 455 
Ladenöffnungszeiten mit einem Rückgang regelmäßiger Beschäftigung und mit einer 456 
zunehmenden Flexibilisierung auf dem Rücken der Beschäftigten einher. Befristungen und 457 
unfreiwillige Teilzeit habenzugenommen. Nur noch 38 Prozent der Beschäftigten im 458 
Einzelhandel arbeiten in Vollzeit.  459 

Als Linke schließen wir uns deshalb der Forderung der Gewerkschaft ver.di an und 460 
unterstützen das Bemühen um eine gesetzliche Verkürzung der Ladenschlusszeiten. 461 

Aktuell läuft zudem eine Debatte über digitale Kleinstsupermärkte, die rund um die Uhr und 462 
auch am Sonntag geöffnet haben dürfen. Solche Geschäftsmodelle stärken nur die großen 463 
Einzelhandelsketten, die die notwendigen Investitionen für solche Geschäfte finanzieren 464 
können. Solche Geschäftsmodelle müssen ebenso vom Ladenöffnungsgesetz erfasst 465 
werden wie reguläre Geschäfte. 466 

In den vergangenen Jahren hat sich gezeigt, dass die Gewerkschaft ver.di immer wieder 467 
erfolgreich gegen Sonntagsöffnungen geklagt hat und somit die Zahl der beantragten 468 
Sonntagsöffnungen deutlich zurückgegangen ist. Wir unterstützen diesen Kampf und wollen 469 
keine verkaufsoffenen Sonntage. 470 
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Als Linke wollen wir: 471 
• das Ladenschlussgesetz mit kürzeren Öffnungszeiten bis 19 Uhr in der Woche und 472 

bis 16 Uhr am Samstag neu regeln 473 
• verkaufsoffene Sonntage generell abschaffen 474 
• digitale Kleinstsupermärkte ohne Ausnahmen in den Geltungsbereich des 475 

Ladenöffnungsgesetzes aufnehmen und zu den gesetzlich geregelten 476 
Öffnungszeitenverpflichten 477 

1.2.6. Gemeinsame Interessenvertretung im „Konzern Stadt“ 478 

Die kommunale Landschaft in Nordrhein-Westfalen hat sich in den vergangenen 479 
Jahrzehnten grundlegend verändert. Öffentliche Aufgaben werden zunehmend nicht mehr 480 
ausschließlich innerhalb der Kernverwaltung wahrgenommen, sondern in Holdingstrukturen, 481 
Eigenbetrieben, Anstalten öffentlichen Rechts sowie kommunalen Tochtergesellschaften 482 
organisiert. 483 

Die Beschäftigten arbeiten dabei häufig unter unterschiedlichen rechtlichen und tariflichen 484 
Rahmenbedingungen: 485 

• im Personalvertretungsrecht (LPVG-NRW) der öffentlichen Verwaltung, 486 
• oder im Betriebsverfassungsrecht kommunaler Unternehmen 487 

Trotz unterschiedlicher Rechtsformen leisten sie gemeinsam öffentliche Daseinsvorsorge für 488 
Bürgerinnen und Bürger. 489 

Die zunehmende Konzernbildung kommunaler Strukturen erfordert daher auch eine 490 
angepasste, koordinierte und wirksame Form der Interessenvertretung über Dienststellen- 491 
und Unternehmensgrenzen hinweg. 492 

Kommunale Holdingstrukturen führen zunehmend zur organisatorischen Zersplitterung 493 
sowie unterschiedlichen Tarif- und Arbeitsbedingungen. Zugleich verlagern sich 494 
strategische Entscheidung in die Holdingebenen, was Informations- und 495 
Beteiligungsprozesse bei einer gespaltenen betrieblichen Interessenvertretung erheblich 496 
erschwert. 497 

Die zunehmende Steuerung über Holdingstrukturen darf nicht zu einer Entleerung 498 
bestehender Mitbestimmungsrechte sowie einer Zersplitterung tarifrechtlicher Regelungen 499 
führen.  500 

Der „Konzern Stadt“ ist Realität. Die Interessenvertretung muss dieser Realität folgen. Nur 501 
eine koordinierte und solidarische Interessenvertretung kann gewährleisten, dass 502 
kommunale Transformation sozial, demokratisch und im Interesse aller Beschäftigten des 503 
„Konzern Stadt“ gestaltet wird. 504 
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Als Linke wollen wir: 505 
• eine Weiterentwicklung des Personalvertretungsrechts und ein einheitliches 506 

Tarifrecht im kommunalen Bereich 507 
• bessere Verzahnung von LPVG NRW und Betriebsverfassungsgesetz, 508 
• rechtssichere Möglichkeiten konzernweiter Mitbestimmung im gesamten öffentlichen 509 

Bereich 510 
• eine freiwillige Erweiterung von Beteiligungsrechten durch Rahmenvereinbarungen, 511 

Konzernbetriebsvereinbarungen und Beteiligungsstatuten 512 

1.2.7. Arbeitskammern 513 

Durch die schleichende Erosion der traditionellen Institutionen der deutschen 514 
Arbeitsbeziehungen ist eine zunehmende Vertretungslücke entstanden, der zufolge immer 515 
mehr Beschäftigte in Deutschland keine kollektive Interessenvertretung mehr haben. Vor 516 
diesem Hintergrund ist die Schaffung von Arbeitskammern ein wichtiger Beitrag. 517 

Die Stärke der bereits existierenden Kammersysteme liegt vor allem darin, die soziale Lage 518 
von abhängig Beschäftigten genau in den Bereichen zu verbessern, in denen die 519 
traditionellen Institutionen der Regulierung von Arbeit, Gewerkschaft, Betriebsrat und 520 
Tarifvertrag, zunehmend seltener verfügbar sind.  521 

Arbeitskammern schaffen ein niederschwelliges Beratungsangebot insbesondere für 522 
schlecht geschützten Beschäftigtengruppen, die nicht von den klassischen Institutionen 523 
erfasst werden. Das betrifft besonders Menschen, die als Beschäftigte in Kleinbetrieben 524 
tätig sind, in Branchen mit schlechter Tarifabdeckung oder auch in prekären 525 
Beschäftigungsverhältnissen, oder die in Regionen arbeiten, in denen das nächste 526 
Gewerkschaftsbüro fern ist. Dazu gehören auch viele migrantische Beschäftigte, die über 527 
ihre Rechte oft gezielt im Unklaren gelassen werden.  528 

Arbeitskammern sind kein Ersatz für die klassischen Institutionen der Arbeitsbeziehungen, 529 
sie können aber sehr wohl einen Beitrag dazu leisten, diese Institutionen zu stärken und 530 
sinnvoll zu ergänzen, um damit bestehende Vertretungslücken zu schließen.  531 

Wir als Linke setzen uns dafür ein die institutionelle Macht der Beschäftigten in NRW 532 
auszubauen. Wir diskutieren mit den Gewerkschaften über die richtigen Wege dahin und 533 
werden dabei insbesondere die Arbeitskammern in die Debatte einbringen. 534 

 535 
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1.3. Sozialer Zusammenhalt: Armut bekämpfen, Würde garantieren 536 

Nordrhein-Westfalen ist ein reiches Land, doch die soziale Spaltung wird immer tiefer. 537 
Während Konzerngewinne und die Zahl der Milliardäre steigen, wächst gleichzeitig das 538 
Armutsrisiko besonders für Kinder, Alte, Alleinerziehende und Menschen mit Behinderungen. 539 
Auch Frauen und Migrant*innen sind in besonderer Weise von der zunehmenden sozialen 540 
Schieflage betroffen. Die Landesregierung aus CDU und Grünen hat das Leben sozial 541 
benachteiligter Gruppen nicht verbessert. Sie kürzt stattdessen die Mittel für Hilfen und 542 
soziale Infrastruktur und lässt die Kommunen hoch verschuldet allein.  543 

Wir als Linke treten für einen radikalen Kurswechsel in der Sozialpolitik zugunsten 544 
benachteiligter Menschen ein. Wir streiten für einen handlungsfähigen Sozialstaat, der 545 
niemanden zurücklässt und die Würde aller Menschen sichert.  546 

In NRW leben über zwei Millionen Menschen von Sozialleistungen. Weitere 1,3 Millionen 547 
Menschen gelten als einkommensarm, beziehen aber keine Sozialleistungen. Davon sind 548 
etwa 230.600 erwerbstätige Aufstocker*innen (Quelle: DGB/Fakten zum Arbeitsmarkt Juni 549 
2026) 550 

Im Bundestag stehen wir für ein gerechtes Steuersystem, das Menschen mit niedrigen 551 
Einkommen entlastet. Wir treten für regulierte Preise für Energie und Lebensmittel ein, für 552 
einen Mindestlohn nicht unter 16 Euro und eine armutsfeste Rente. Die Grundsicherung 553 
(ehemals Bürgergeld) wollen wir zu einer bedarfsgerechten und sanktionsfreien 554 
Mindestsicherung von 1.400 Euro umbauen. Anspruch haben dabei alle, die kein 555 
ausreichendes Einkommen oder Vermögen haben. Um Armut zu verhindern, orientieren wir 556 
uns an der sogenannten Armutsgefährdungsgrenze, die gegenwärtig für Alleinstehende bei 557 
1.449 Euro und für eine Person mit Kind bei 1.880 Euro. 558 

Um Kinderarmut wirksam zu bekämpfen, wollen wir auf Bundesebene eine eigenständige 559 
Kindergrundsicherung von bis zu 736 Euro monatlich in einer Staffelung zwischen 630 und 560 
681 Euro, je nach Einkommen der Eltern. 561 

Auch im Landtag von Nordrhein-Westfalen steht für uns die soziale Sicherheit der Menschen 562 
ganz oben auf der Tagesordnung. Dazu machen wir konkrete Vorschläge in folgenden 563 
Bereichen: 564 

• Existenz sichernde tarifgebundene und mitbestimmte Arbeitsplätze  565 
• bezahlbares Wohnen und Mobilität 566 
• Inklusion und Teilhabe von Menschen mit Erkrankungen und Behinderungen 567 
• Soziale Infrastruktur und Bildungsgerechtigkeit 568 
• Sport und Kultur für alle 569 
• gerechte Sozialpolitik für Frauen und für Migrant*innen 570 

Wer das bezahlen soll 571 

Wenn man den Reichen nichts nimmt, kann man den Armen nichts geben. In NRW ist nicht 572 
nur die Armut gewachsen, sondern zugleich auch das Vermögen der Superreichen. Im Jahr 573 
2022 gab es in NRW 8.321 Einkommensmillionäre, fast doppelt so viele wie zehn Jahre 574 
davor. Seit Jahren fordern Sozialverbände und Gewerkschaften, dass große Vermögen 575 
endlich gerecht besteuert werden müssen.  Langfristig umsteuern heißt vor allem, eine 576 
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höhere Besteuerung der Einkommen oberhalb der Millionengrenze und großer Erbschaften, 577 
eine Entlastung von Menschen mit geringen und mittleren Einkommen, der 578 
Geringverdienenden, die Abschaffung der Abgeltungssteuer für Kapitalerträge und eine 579 
Wiedereinführung der Vermögensteuer. NRW und seine Kommunen würden von den 580 
Steuereinnahmen sofort profitieren. Wir könnten sowohl die persönliche Armut beseitigen 581 
als auch die kommunalen Haushalte entschulden und sie für ihre sozialen Aufgaben wieder 582 
handlungsfähig machen. Allein unser linkes Konzept einer Wiedereinführung der 583 
Vermögenssteuer auf Bundesebene bedeutet für NRW jährliche Mehreinnahmen in Höhe 584 
von 21 Milliarden Euro. 585 

Eine der wenigen Steuern, auf die das Land direkten Einfluss hat, ist die 586 
Grunderwerbssteuer. Sie wird beim Grundstückskauf fällig und beträgt 6,5% des 587 
Kaufpreises. Wir fordern vom Bund, dass die Bundesländer die Grunderwerbssteuer flexibler 588 
gestalten können.  589 

Als Linke wollen wir: 590 
• Eine NRW-Bundesratsinitiative zur Wiedereinführung der Vermögensteuer 591 
• auf Luxusimmobilien ab vier Millionen Euro einen Aufschlag von 5% auf die 592 

Grunderwerbssteuer erheben und die Grunderwerbssteuer für Familien, die erstmalig 593 
ein Grundstück kaufen, auf 3,5 % senken 594 

• das Verbot von sogenannten „Share Deals“, mit dem Immobilienkonzerne die 595 
Grunderwerbsteuer umgehen können 596 

1.3.1 Soziale Sicherheit durch gute Arbeitsplätze 597 

Nur noch 24 Prozent der Betriebe und 51 Prozent der Beschäftigten in NRW fallen in den 598 
Geltungsbereich von Tarifverträgen. Wir als Linke werden uns im Landtag konsequent für 599 
gute und sichere Arbeitsplätze mit Tarifbindung einsetzen und uns der zunehmenden 600 
Ausbeutung und Willkür durch Tarifflucht entgegenstellen. Denn nur Tarifverträge schützen 601 
vor einem ruinösen Wettbewerb auf dem Rücken der Beschäftigten. Es darf keine Tarifflucht 602 
bei öffentlichen Unternehmen mehr geben.  603 

Die schwarz-grüne Landesregierung zeigt mit dem sogenannten 604 
Tarifentgeltsicherungsgesetz, dass sie eine wirkliche Kehrtwende bei der Tarifbindung nicht 605 
will. Weil die Kommunen vom Gesetz ausgenommen wurden und nur sehr kostenintensive 606 
Vergaben betroffen sind, gilt das Gesetz für lediglich 6 Prozent der öffentlichen Vergaben.  607 

Wir setzen uns auch für die Verbesserung und Einhaltung der Gesetze zum Arbeitsschutz 608 
ein. In immer mehr Branchen und Betrieben werden Arbeits- und Gesundheitsschutz durch 609 
die Unternehmen ignoriert. Das wollen wir im Landtag ändern. 610 

Aufträge von Land und Kommunen, wirtschaftspolitische Maßnahmen und Subventionen 611 
müssen immer daran geknüpft werden, dass die Unternehmen, die davon profitieren, 612 
ordentliche Löhne zahlen und gute Arbeitsbedingungen bieten. 613 
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Als Linke wollen wir: 614 
• 100 Prozent Tarifbindung in allen öffentlichen Betrieben und ihren 615 

Tochterunternehmen und Unternehmensbeteiligungen 616 
• Unbefristete, tarifgebundene Arbeitsplätze mit planbaren Arbeitsplätzen sichern und 617 

schaffen 618 
• Arbeitsschutz ausbauen durch mehr Prüfungen, höhere Strafen für Unternehmen bei 619 

Verstößen, anonyme Meldestellen und eine Konzentration der 620 
Arbeitsschutzbehörden 621 

1.3.2 Inklusion umsetzen – Menschen mit Erkrankungen und Behinderungen nicht länger 622 
ausgrenzen 623 

Als Linke setzen wir uns dafür ein, dass alle Menschen in NRW die gleichen Möglichkeiten 624 
erhalten, um am politischen, gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben 625 
teilhaben zu können. Chronisch kranke Menschen und Menschen mit Behinderungen haben 626 
es besonders schwer, ihre eigene Existenz mit guter Arbeit zu sichern, denn sie haben ein 627 
vielfach höheres Armutsrisiko.  628 

Wir wollen NRW als barrierefreies Bundesland, das niemanden ausgrenzt und in dem alle 629 
dazugehören. Dafür soll das Land für Förderprogramme, Nachteilsausgleiche sowie für eine 630 
barrierefreie Infrastruktur sorgen. Den übergeordneten rechtliche Rahmen bildet die von der 631 
Bundesrepublik Deutschland unterzeichnete UN-Behindertenrechtskonvention.  632 

Wir lehnen Kürzungen in der sozialen Absicherung von Menschen mit Behinderung 633 
entschieden ab. Sie sollen auch weiterhin ihren Wohnsitz und ihre Wohnform frei bestimmen 634 
können und einen direkten und barrierefreien Zugang zu Sozialleistungen haben. Jegliche 635 
Assistenz, auch Schulbegleitung, muss den individuellen Bedarf abdecken. Poollösungen 636 
dürfen nicht dazu führen, die individuelle Teilhabe zu behindern.  637 

Psychische Erkrankungen werden immer häufiger diagnostiziert. Es gibt zahlreiche 638 
Anerkennungen der Schwerbehinderung aufgrund von chronisch verlaufenden psychischen 639 
Erkrankungen. Wir wollen dafür sorgen, dass Stigmatisierung und Diskriminierung 640 
konsequent abgebaut werden.  641 

Als Linke wollen wir: 642 
• die besonderen Sozial- und Förderleistungen für behinderte Menschen durch das 643 

Land und die Landschaftsverbände erhalten und ausbauen 644 
• ein ausreichendes Angebot von geeigneten Arbeitsplätzen für Menschen mit 645 

Behinderungen aufgrund von psychischen Erkrankungen 646 
• eine Erhöhung und regelmäßige Anpassung des Gehörlosengeldes und des 647 

Blindengeldes inklusive Vereinfachung der Antragsverfahrenden Ausbau der 648 
Landesinitiative NRW inklusiv, um Unternehmen zu verpflichten und zu motivieren, 649 
mehr Menschen mit Behinderung einzustellen 650 

1.3.3 Gesundheitsversorgung in NRW: Bedarfsorientiert, barrierefrei und wohnortnah 651 

Die flächendeckende Versorgung in NRW bröckelt. Apotheken, Notfallpraxen und 652 
Krankenhausabteilungen schließen, der Rettungsdienst ist vielerorts in einem 653 
beklagenswerten Zustand. Für gesetzlich Versicherte bedeutet das lange Wege, schwer zu 654 
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ergatternde Facharzttermine und massive Abstriche bei der Versorgungsqualität. 655 
Psychische Erkrankungen sind noch immer stigmatisiert und Therapieplätze fehlen an allen 656 
Ecken und Enden. Trotz enormer finanzieller Ausgaben sind die Menschen hierzulande im 657 
europäischen Vergleich häufiger krank und sterben früher. Länger krank zu sein, ist mit 658 
einem erhöhten Armutsrisiko verbunden. Zugleich bedeutet Armut aber auch ein erhöhtes 659 
Krankheitsrisiko. Besonders gilt das für stressbedingte und psychische Erkrankungen. 660 

Für uns als Linke sind Krankenhäuser Orte der Heilung und Teil der Daseinsvorsorge, keine 661 
Wirtschaftsunternehmen. Wir setzen uns für eine verlässliche, strikt kostendeckende 662 
Finanzierung aller Kliniken ein. Wir wollen die Krankenhäuser und Krankenhausabteilungen 663 
von der Verpflichtung befreien, Gewinne erwirtschaften zu müssen. 664 

Das Krankenhaus-Reformgesetz der gescheiterten Ampelkoalition wird von der aktuellen 665 
Bundesregierung durch das GKV-Beitragsstabilitätsgesetz noch einmal massiv verschärft 666 
und ist ein Angriff auf Patient*innen und Beschäftigte in Krankenhäusern. Die NRW-667 
Landesregierung mit Gesundheitsminister Laumann hat eine Krankenhausplanung als 668 
Blaupause vorgelegt und setzt diese seit 2025 um. Zentrale Elemente der Reform sind die 669 
Spezialisierung und Konzentration von Leistungen auf weniger Standorte sowie die 670 
Verlagerung von Behandlungen in den ambulanten Bereich. Die Folge ist eine gewollte 671 
Zentralisierung auf wenige größere Häuser, während ein Ausbau der ambulanten Strukturen 672 
nicht in Sicht ist. 673 

Sensible und zeitkritische Bereiche werden deutlich reduziert, obwohl die Zeit bis zur 674 
Behandlung z.B. bei Schlaganfällen oder Herzinfarkten über Leben und Tod, über 675 
Gesundheit und eine gute Genesung entscheidet. 676 

Als Linke wollen wir: 677 
• wohnortnahe und bedarfsorientierte Krankenhäuser 678 
• ausreichende Kapazitäten für Notfälle wie Epidemien, Seuchen, Großunfälle und 679 

Naturkatastrophen 680 
• den Ausbau sowohl der ambulanten als auch der stationären Versorgungsstrukturen 681 

der Psychiatrie und Psychotherapie und deren ausreichende Finanzierung 682 
• Eine wohnortnahe Pflegestruktur, mehr ambulante und Tagespflegeeinrichtungen 683 
• Bessere Arbeitsbedingungen in der Langzeitpflege, um eine menschenwürdige 684 

Versorgung zu ermöglichen 685 
• Mehr Unterstützung für pflegende Angehörige sowie Kinder von psychisch kranken 686 

und suchtkranken Eltern 687 

1.3.4 Bezahlbares Wohnen und Mobilität 688 

Die Mieten in NRW sind in den vergangenen Jahren rasant gestiegen. Viele Kommunen 689 
erstatten Grundsicherungsbeziehenden jedoch nur eine Miete, für die es real keine 690 
Wohnungen gibt. Das Land muss selbst wieder in den Wohnungsbau investieren und 691 
bezahlbaren Wohnraum schaffen. Es kann die Kommunen auch dazu verpflichten, die 692 
Grenzen für die angemessenen Wohnkosten beim Sozialleistungsbezug so festzulegen, 693 
dass die Betroffenen nicht aus ihrem Regelsatz zusätzlich Unterkunftskosten beziehen. 694 

Wir fordern ein Deutschlandticket zum Nulltarif für alle Schüler*innen, Studierende, 695 
Auszubildende, Rentner*innen und Menschen im Sozialleistungsbezug, damit auch 696 
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Menschen aus NRW mit wenig Geld bundesweit mobil sein können. Das erleichtert sowohl 697 
die Suche nach einem Arbeits- oder Ausbildungsplatz als auch die kulturelle und soziale 698 
Teilhabe.  699 

Als Linke wollen wir: 700 
• die sozial gerechte und klimafreundliche Wohnungspolitik zur zentralen Aufgabe der 701 

öffentlichen Daseinsvorsorge machen 702 
• eine neue landeseigene Wohnbaugesellschaft  703 
• eine landesweit einheitliche verbindliche Sozialwohnungsquoten für 704 

Wohnungsunternehmen einführen 705 
• jährlich rund 25.000 Wohnungen mit dauerhafter schaffen: einmal Sozialwohnung, 706 

immer Sozialwohnung  707 
• ein kostenloses Deutschlandticket für Menschen mit wenig Geld  708 

1.3.5 Soziale Infrastruktur ausbauen 709 

Wir finden, die Landesregierung muss dringend mehr und nachhaltig in die soziale 710 
Infrastruktur investieren. Damit meinen wir zum Beispiel den Ausbau von Erwerbslosen- und 711 
Schuldenberatungsstellen, den kostenlosen Zugang zu Schuldenberatung, den Erhalt der 712 
psychosozialen Beratungsstellen und die Förderung von Selbstorganisationen von 713 
Erwerbslosen und Alleinerziehenden.    714 

Als Linke wollen wir: 715 
• Beratungsstellen wie die Schuldenberatung erhalten und ausbauen 716 
• Die Selbstorganisation armutsbetroffener Gruppen stärken 717 
• Psychosoziale Beratungsstellen erhalten und ausbauen 718 

1.3.6 Bildungsarmut vorbeugen 719 

Armut wird ebenso vererbt wie Reichtum. Das ist jedoch kein Naturgesetz. Der ungerechte 720 
Zustand ist politisch gemacht und kann politisch geändert werden. Kinder, die in Armut 721 
aufwachsen, haben deutlich schlechtere Bildungschancen als Kinder aus wohlhabenden 722 
Elternhäusern. Hier kann und muss die Landespolitik gegensteuern, angefangen bei einem 723 
kostenlosen, vollwertigen Mittagessen für alle Schul- und Kita-Kinder über eine tatsächliche 724 
Lernmittelfreiheit und die zuzahlungsfreie Ausstattung aller Schüler*innen mit allen 725 
benötigten Lernmitteln einschließlich digitalen Lernmitteln.  726 

Zur Bildung gehört aber mehr als die Schule. Deswegen fordern wir stark vergünstigte 727 
Eintritte für finanziell benachteiligte Kinder und Jugendliche in außerschulische Kultur- und 728 
Bildungseinrichtungen sowie ein landesweites Kinderferienprogramm für armutsbetroffene 729 
Kinder.  730 

Als Linke wollen wir: 731 
• Gleiche Bildungschancen für alle schaffen 732 
• Kostenloses, vollwertiges Mittagessen für alle Schul- und Kita-Kinder 733 
• Tatsächliche Lernmittelfreiheit und die zuzahlungsfreie Ausstattung aller 734 

Schüler*innen 735 

1.3.7 Kinderarmut überwinden heißt Familienarmut überwinden 736 
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Eine Gesellschaft zeigt ihren Charakter daran, wie sie mit denjenigen umgeht, die am 737 
wenigsten haben. In NRW leben rund 800.000 Kinder unterhalb der Armutsgrenze. Jedes 738 
vierte Kind wächst in Armut auf. Armut bedeutet nicht nur wenig Geld. Sie bedeutet auch 739 
schlechtere Gesundheit, soziale Ausgrenzung, weniger Bildungschancen, eingeschränkte 740 
Mobilität, mangelnde Teilhabe. 741 
Sie ist lebensverkürzend und überträgt sich auf die nächste Generation. Sie betrifft in 742 
besonderem Umfang Ein-Elternteil-Familien und kinderreiche Familien. Gleichzeitig werden 743 
notwendige Bildungs-, Freizeit und Betreuungsangebote von Bund und Land 744 
zusammengekürzt. 745 
Diese dramatische Entwicklung zu stoppen und umzukehren, ist eine zentrale politische 746 
Aufgabe dieser Zeit. 747 

Wir wollen, dass alle Kinder unter den besten Bedingungen in sozialer Sicherheit 748 
aufwachsen können. Doch die gesellschaftliche Realität sieht vielerorts in NRW völlig anders 749 
aus. Die Kinderarmut steigt seit Jahren stetig an. Sie betrifft in besonderem Umfang 750 
Alleinerziehende und kinderreiche Familien. Die existierenden finanziellen Hilfen für von 751 
Kinderarmut betroffene Familien sind zu gering und müssen deutlich erhöht werden. 752 

Gleichzeitig werden notwendige Bildungs-, Freizeit- und Betreuungsangebote von Bund und 753 
Land zusammengekürzt. Diese dramatische Entwicklung zu stoppen und umzukehren, ist 754 
eine zentrale politische Aufgabe dieser Zeit. 755 

Hier kann und muss die Landespolitik gegensteuern: Angefangen bei einem kostenlosen, 756 
vollwertigen Mittagessen für alle Schul- und Kita-Kinder über eine tatsächliche 757 
Lernmittelfreiheit, inklusive digitaler Lernmittel, hin zu einem gerechten Bildungssystem mit 758 
einer Schule für alle.  759 

Als Linke wollen wir erreichen, dass die Landesregierung die Städte und Kommunen für den 760 
Auf- und Ausbau der sozialen Infrastruktur mit ausreichenden finanziellen Mitteln ausstattet. 761 

Ein Teil der öffentlichen Mittel soll dabei gezielt für die Unterstützung von Familien mit 762 
geringem Einkommen in ihren Wohnquartieren verwendet werden.   763 

Als Linke wollen wir: 764 
• Kinder-, Jugendhilfe und Schulsozialarbeit besser finanzieren 765 
• Kostenloses Deutschland-Ticket für alle Schüler*innen in ganz NRW 766 
• Mehr Freizeiteinrichtungen und Spielplätze 767 
• Mehr Beratungsstellen für Familien, Kinder und Jugendliche, insbesondere in 768 

benachteiligten Wohnquartieren 769 
• Das Land NRW soll die unkomplizierte Ausgabe eines diskriminierungsfreien 770 

Sozialpasses für alle berechtigten Familien, der freien oder stark ermäßigten Eintritt 771 
in Museen, Schwimmbäder, Theater und weitere öffentliche Einrichtungen 772 
ermöglicht, fördern. Dabei sollen Städte und Gemeinden in NRW zusammenarbeiten 773 
und ihre Berechtigungsnachweise gegenseitig anerkennen. 774 

1.3.8 Sport für alle Menschen in NRW 775 

Sport gehört zur gesellschaftlichen Teilhabe und fördert die Gesundheit. Er verbindet und 776 
integriert, und leistet damit einen wichtigen Beitrag für sozialen Zusammenhalt. Die 777 
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Grundlage dafür sind funktionierende Sportanlagen, die vielerorts fehlen. Marode oder 778 
geschlossene Schulturnhallen, Sportanlagen und Schwimmbäder sind leider Alltag in 779 
Nordrhein-Westfalen. Laut Landessportbund summiert sich der Sanierungsstau in NRW auf 780 
mehrere Milliarden Euro. Daher setzen wir uns für mehr Investitionen aus Landesmitteln ein, 781 
um Sportstätten als öffentliche Infrastruktur zu stärken. Dazu gehören auch öffentliche 782 
Hallen- und Schwimmbäder. Jedes Kind sollte nach dem Ende der Grundschulzeit 783 
schwimmen können und mindestens das Seepferdchen-, besser noch das Bronze-784 
Abzeichen haben. 785 

Die Sportstättenförderung des Landes muss aus unserer Sicht dabei konsequent an soziale, 786 
inklusive und gemeinwohlorientierte Kriterien gebunden sein. Besonders finanzschwache 787 
Kommunen und Vereine brauchen mehr Unterstützung. Wir wollen einen 788 
Betriebssicherungs- und Sanierungsfonds für Sportstätten und Vereinsheime, damit 789 
Einrichtungen nutzbar bleiben.  790 

Das Land soll dafür ein mehrjähriges Programm zur Sicherung und Modernisierung 791 
kommunaler Sportstätten auflegen. 792 

Als Linke wollen wir: 793 
• eine Stärkung der Sportförderung 794 
• den Erhalt und Ausbau öffentlicher Sportanlagen 795 
• die Erhöhung der Landesmittel für Neubau und Sanierung von Sportstätten 796 
• die kostenlose oder stark vergünstigte Nutzung kommunaler Sporteinrichtungen für 797 

armutsbetroffene Personengruppen, sowie für Kinder und Jugendliche 798 
• den Ausbau frei zugänglicher Angebote wie Bolz- und Sportplätze, Schulhöfe, 799 

Dirtbike-Plätzen, Skate- oder Bewegungsparks 800 

1.3.9 Geschlechtergerechte Sozialpolitik 801 

Wir wollen die Verhältnisse überwinden, die Menschen aufgrund ihres Geschlechts 802 
diskriminieren, ihnen gleiche Teilhabe und die freie Wahl von Lebensentwürfen verwehren. 803 
Dabei sollte feministische Politik auch unterschiedliche Lebensrealitäten und 804 
Mehrfachdiskriminierung in den Blick nehmen. Von Rassismus betroffene, behinderte oder 805 
arme Frauen sowie queere Menschen sind häufig mehrfacher Diskriminierung ausgesetzt 806 
sind. Aufgrund dessen benötigen sie einen besonderen Schutz, gezielte Unterstützung und 807 
den Abbau struktureller Barrieren. 808 

1.3.9.1 Zeit und Arbeit fair verteilen 809 

Viele Tätigkeiten, die unsere Gesellschaft zusammenhalten, werden überwiegend von 810 
Frauen ausgeübt. Dazu gehören etwa Pflege- und Erziehungsberufe. Sie werden weniger 811 
anerkannt und schlechter bezahlt als Tätigkeiten beispielsweise in der Produktion oder der 812 
Wissenschaft 813 

Frauen leisten insgesamt den größten Teil der Sorgearbeit, sowohl bezahlte als auch 814 
unbezahlte. Dabei sind sie häufig von Armut oder ökonomischer Abhängigkeit betroffen.  815 

Alleinerziehende sind besonders häufig von prekären Arbeitsbedingungen und schlechter 816 
Bezahlung betroffen. In NRW sind mehr als 88 % der Alleinerziehenden Frauen 817 
(„Alleinerziehend – Situation und Bedarfe“ des VAMV e.V.). Die strukturelle Benachteiligung 818 
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und ungleich verteilte Sorgearbeit schränkt Bildungs- und Erwerbsmöglichkeiten ein, 819 
erschwert gesellschaftliche Teilhabe und wirkt sich auf Lebens- und Zukunftschancen ihrer 820 
Kinder aus. Die dauerhafte Mehrbelastung führt nicht selten zu erheblichen psychischen und 821 
gesundheitlichen Belastungen.  822 

Fast jede dritte abhängig beschäftigte Frau in NRW arbeitet im Niedriglohnsektor. Frauen 823 
verdienten 2025 durchschnittlich 4,04 € brutto pro Stunde weniger als Männer 824 
(Statistisches Landesamt NRW). Wir fordern gleichwertigen Lohn für gleichwertige Arbeit, 825 
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und eine faire Aufteilung von Sorgearbeit. 826 

Als Linke wollen wir: 827 
• den Ausbau von Programmen, die Frauen den Zugang zu und den Aufstieg in 828 

qualifizierte Arbeit erleichtern 829 
• die Verbesserung der Infrastruktur für Kinderbetreuung, Pflege und 830 

Unterstützungsangebote für pflegende Angehörige 831 
• Landesprogramme für Alleinerziehende fortführen und ausbauen: bessere 832 

Möglichkeiten Schul- und Berufsabschlüsse nachzuholen, mehr 833 
Teilzeitausbildungsplätze sowie eine verlässliche, langfristige Begleitung und 834 
Beratung 835 

• die Aufnahme und Ausübung von Erwerbsarbeit sowie die Teilhabe am 836 
gesellschaftlichen Leben erleichtern, indem Kinderbetreuung bedarfsorientiert 837 
ausgebaut wird 838 

1.3.9.2 Schutz vor Gewalt 839 

Gewalt gegen Frauen, Mädchen, nicht-binäre, intergeschlechtliche und trans* Personen ist 840 
keine Privatsache, sondern Ergebnis der gesellschaftlichen Macht- und 841 
Ressourcenverteilung. Politik muss Gewalt wirksam bekämpfen und den Schutz und die 842 
Unterstützung von Betroffenen gewährleisten. Die Istanbul-Konvention des Europarats 843 
(Übereinkommen zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 844 
Gewalt) verpflichtet Bund, Länder und Kommunen seit 2018 zu einer koordinierten 845 
Gesamtstrategie zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen.  846 

Der Schutz vor Gewalt darf nicht vom Einkommen oder dem aufenthaltsrechtlichen Status 847 
der Betroffenen abhängig sein. Wir setzen uns im Bundesrat für eine Ausweitung des 848 
Gewalthilfegesetzes ein. 849 
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Als Linke wollen wir: 850 
• das Gewalthilfegesetz sowie die Vorgaben der Istanbul-Konvention konsequent 851 

umsetzen, mindestens 1.000 neue Schutzplätze schaffen und die Finanzierung 852 
dauerhaft sichern 853 

• den Ausbau von sicher finanzierten Beratungsstellen, Frauen-Notrufe und 854 
spezialisierte Fachberatungsangebote auch im ländlichen Raum 855 

• Präventive Ansätze stärken, Arbeit mit Täter*innen im Kontext häuslicher Gewalt 856 
dauerhaft institutionell absichern 857 

• die gezielte Aufklärung und Weiterbildung, insbesondere in Schulen, über Sexismus, 858 
häusliche Gewalt und stereotype Rollenbilder 859 

• die Verankerung von konsequentem Gewaltschutz für Menschen mit Behinderungen 860 

1.3.10 Soziales NRW für Migrant*innen 861 

Nordrhein-Westfalen ist ein Einwanderungsland. Rund ein Drittel der Bevölkerung mit 862 
internationaler Familiengeschichte leben, arbeiten, lernen und engagieren sich hier. Dennoch 863 
erleben viele Menschen rassistische Diskriminierung, soziale Ausgrenzung und rechtliche 864 
Ungleichbehandlung.  865 

Migrant*innen haben außerdem ein größeres Armutsrisiko als Menschen ohne 866 
Einwanderungsgeschichte. 867 

Als Linke treten wir ein für eine Gesellschaft ein, in der Herkunft keine Barriere ist, sondern 868 
Vielfalt als soziale Stärke verstanden wird. Alle Menschen sollen die gleichen Möglichkeiten 869 
zur Entfaltung ihrer Fähigkeiten sowie gleiche Rechte und Chancen erhalten. Das Leben 870 
vieler Zugewanderter ist hingegen geprägt von Unsicherheit, einem prekären 871 
Aufenthaltsstatus und eingeschränkten Rechten.  872 

Integration ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Doch sie wird häufig durch Kürzungen, 873 
Unterfinanzierung und institutionelle Diskriminierung behindert. Bildung, Arbeit, Wohnen und 874 
politische Teilhabe sind weiterhin stark von Herkunft und sozialem Status abhängig. Wir 875 
Linken wollen diesen Abwärtstrend aufhalten. 876 

Im Landtag können viele Maßnahmen getroffen werden, um politisch gemachte Ungleichheit 877 
und Diskriminierung zu überwinden. 878 

Als Linke wollen wir: 879 
• Gleiche soziale und politische Rechte unabhängig vom Pass 880 
• Echte Teilhabe statt Kontrolle, Abschreckung oder Anpassungsdruck 881 
• Den Umbau der Ausländerbehörden zu barrierefreien, echten Willkommens- und 882 

Servicestellen mit ausreichendem Personal und Beschwerdestrukturen 883 

1.3.11 Kultur ist Grundrecht und öffentliche Aufgabe 884 

NRW hat eine breite Kulturlandschaft, die nicht nur große Institutionen, sondern auch die 885 
freie Szene und viele Kulturschaffende umfasst, die einen maßgeblichen Teil zum kulturellen 886 
Leben in NRW beitragen. Kultur ist für uns Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge und soll in 887 
NRW als staatliche Pflichtaufgabe gesetzlich verankert werden. Sie darf nicht als „freiwillige 888 
Leistung“ gelten, die bei Sparmaßnahmen im Haushalt gekürzt wird. Wir wollen, dass Kunst 889 
und Kultur allen zugänglich ist und nicht vorrangig über den Markt geregelt wird.  890 
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Kulturpolitik entscheidet mit darüber, ob Menschen Zugang zu kulturellen Räumen, 891 
Ausdrucksformen und eigenem künstlerisches Schaffen haben. Kultur muss für alle 892 
Menschen zugänglich sein, unabhängig von Einkommen, Identität, Herkunft, Geschlecht, 893 
Geschlechtsidentität, Religion, Weltanschauung, Behinderung, soziale Herkunft oder Alter.  894 

Linke Kulturpolitik heißt für uns auch, dass Kulturschaffende und Künstler*innen gute 895 
Bedingungen vorfinden und auch von ihrer Arbeit leben können.  896 

Als Linke wollen wir: 897 
• Kultur als Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge verstehen und in der Landesfassung 898 

verankern 899 
• ein Kulturfördergesetz, das Kultur als Pflichtaufgabe in den Kommunen verankert 900 
• Zugang für alle Menschen, unabhängig von Einkommen, Identität, Herkunft, 901 

Geschlecht, Geschlechtsidentität, Religion, Weltanschauung, Behinderung, soziale 902 
Herkunft oder Alter 903 

• Kulturpolitik als Querschnittsthema in allen Bereichen verankern 904 
• Freie Szene als eigenständige Säule durch Landesstrukturförderprogramme mit 905 

mehrjährigen Vereinbarungen absichern 906 
• Subkultur, Clubs, DIY-Orte und autonome Zentren durch Erbpachtmodelle, 907 

Mietzuschüsse und städtische Trägerschaft fördern und schützen 908 

 909 
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1.4 Gerechte Gesundheitsversorgung bedarfsorientiert und barrierefrei 910 

Das Gesundheitssystem steckt in einer tiefen Strukturkrise. Die flächendeckende 911 
Versorgung in NRW bröckelt: Apotheken, Hausarztpraxen, Krankenhäuser und 912 
Krankenhausabteilungen schließen. Für gesetzlich Versicherte bedeutet das lange Wege, 913 
lange Wartezeiten für Termine bei Fachärzt*innen und massive Abstriche bei der 914 
Versorgungsqualität. Ebenso reicht die psychiatrische und psychotherapeutische 915 
Versorgung bei Weitem nicht aus. 916 

Trotz enormer finanzieller Ausgaben sind die Menschen hierzulande im europäischen 917 
Vergleich häufiger krank und sterben früher. Denn nach wie vor gilt: Armut macht krank. Um 918 
das System zu heilen, müssen wir bei denen ansetzen, die es am Laufen halten. Wir wollen 919 
den Teufelskreis aus Personalmangel und schlechten Arbeitsbedingungen durchbrechen, 920 
der unsere Pflegekräfte und das medizinische Personal selbst krank macht. 921 

Wir als Linke stehen für einen klaren Kurswechsel: das System soll den Menschen dienen, 922 
nicht den Profitinteressen. Deshalb setzen wir uns für eine konsequente Abschaffung von 923 
Wettbewerb und Konkurrenzkampf im Gesundheitswesen ein. Krankenhäuser sind als Orte 924 
der Heilung gedacht und nicht als Wirtschaftsunternehmen. Wir wollen eine verlässliche und 925 
strikt kostendeckende Finanzierung aller Kliniken erreichen, befreit vom Gewinndruck und 926 
der Verpflichtung, Renditen erwirtschaften zu müssen.  927 

Die Bundesregierung hat durch das Krankenkassen-Spargesetz (verniedlichend GKV-928 
Stabilisierungsgesetz genannt) die Kettensäge an die Gesundheitsversorgung im Bund und 929 
auch in NRW angesetzt. Durch dieses Gesetz drohen Personalabbau in Krankenhäusern und 930 
in der Pflege, weil die Finanzierung nicht gesichert ist. Weitere Krankenhäuser werden in die 931 
Insolvenz getrieben. Einem Drittel der Psychotherapeutischen Praxen droht das Aus und 932 
Rettungsdienste und die Luftrettung stehen vor riesigen Finanzierungsproblemen. 933 
Patient*innen sollen höhere Zuzahlungen für Medikamente und im Krankenhaus schultern. 934 
Die Zuschüsse für Zahnersatz sinken und bald wird man Armut am Zustand der Zähne 935 
erkennen. Hier setzen wir uns für eine solidarische Gesundheits- und Pflegeversicherung 936 
ein. Alle zahlen ein, Beiträge werden auf alle Einkommen erhoben, alle werden gut versorgt. 937 
Der allergrößte Teil der Bevölkerung wird durch dieses Konzept finanziell entlastet, auch 938 
viele Selbstständige und Rentner*innen. 939 

Als Linke wollen wir auf Bundesebene: 940 
• eine Solidarische Gesundheits- und Pflegeversicherung, in die alle einzahlen 941 
• die Abschaffung der privaten Krankenversicherungen und des damit verbundenen 942 

Zwei-Klassen-Systems 943 
• die vollständige Finanzierung notwendiger Betriebskosten der Krankenhäuser durch 944 

die Krankenkassen und die Abschaffung des Systems der Fallpauschalen  945 
• angemessene Vergütung für psychotherapeutische Leistungen 946 

Doch auch auf der Ebene des Landtags von Nordrhein-Westfalen kann vieles für ein 947 
gerechteres und besseres Gesundheitswesen erreicht werden. Darauf fokussieren wir in 948 
den folgenden Unterkapiteln. 949 

1.4.1 Gute Bedingungen für Pflegepersonen und Pflegepersonal 950 
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Schon heute gibt es einen erheblichen Mangel an Pflegepersonen und Pflege ist sowohl 951 
ambulant als auch stationär häufig mit einem hohen Arbeitspensum und schlechten 952 
Arbeitsbedingungen verbunden. Diese Situation wird sich weiter verschärfen, da bis zu 40 % 953 
der Pflegefachpersonen den nächsten fünf bis zehn Jahren in den Ruhestand gehen 954 
(Pflegekammer Nordrhein-Westfalen). 955 

Es wird eine der größten gesellschaftlichen und politischen Herausforderungen in den 956 
kommenden Jahren sein: Eine soziale Frage, die uns letztendlich alle treffen wird. 957 

Deshalb wollen wir die Pflegepersonen entlasten, Pflegebedürftige und pflegende 958 
Angehörige vor Armut schützen und die Qualität der Versorgung sichern. 959 

Die Kommerzialisierung der Altenpflege seit Einführung der Pflegeversicherung hat unter 960 
anderem zu Tarifflucht und sinkender Mitbestimmung geführt. Privatunternehmen haben in 961 
den vergangenen Jahren gezielt Pflegeheime und ambulante Dienste übernommen. Ihr 962 
Geschäftsmodell basiert auf kurzfristiger Wertsteigerung, nicht auf nachhaltiger Versorgung. 963 
Um Renditen von bis zu 20 % jährlich zu erreichen, wird an Personal, Ausstattung und 964 
Mitbestimmung gespart.  965 

Das bedeutet für die Beschäftigen in der Altenpflege schlechtere Löhne, hohe 966 
Arbeitsbelastung und oft auch die Behinderung von Betriebsräten. Für pflegebedürftige 967 
Menschen bleiben oft zu wenig Zeit und eine schlechtere Versorgung, nicht selten 968 
menschenunwürdige Bedingungen. Auch öffentliche und gemeinwohlorientierte 969 
Einrichtungen können aufgrund unzureichender Finanzierung keine gute Pflege 970 
gewährleisten. Um den komplexen Anforderungen an die Pflege gerecht zu werden, setzen 971 
wir uns für eine finanzielle Unterstützung durch das Land für Spezialisierungen wie die 972 
Palliativpflege oder Gerontopsychiatrie ein.  973 

Als Linke wollen wir: 974 
• im Ausland erworbene Qualifikationen schneller anerkennen 975 
• Pflegeberufe attraktiver machen und Fachkräftemangel durch eine 976 

Ausbildungsoffensive und bessere Rahmenbedingungen überwinden 977 
• flächendeckende niedrigschwellige Beratungs- und Unterstützungsangebote für 978 

Pflegekräfte, Rettungssanitäter*innen und weitere belastende Gesundheitsberufe 979 
• verbindliche, transparente Personalschlüssel in stationären Einrichtungen, die sich am 980 

tatsächlichen Personalbedarf orientieren 981 
• Ausbau teilstationärer Angebote, um die Pflege zu verbessern und pflegende 982 

Angehörige zu entlasten 983 
• finanzielle Unterstützung durch das Land für Spezialisierungen (z.B. Palliativpflege, 984 

Gerontopsychiatrie) 985 

1.4.2 Eine wohnortnahe und bedarfsorientierte Krankenhausplanung 986 

Die Krankenhaus-Reform der gescheiterten Ampelkoalition wird von der aktuellen 987 
Bundesregierung durch das GKV-Beitragsstabilitätsgesetz noch einmal massiv verschärft 988 
und ist ein Angriff auf Patient*innen und Beschäftigte in Krankenhäusern. Die NRW-989 
Landesregierung mit Gesundheitsminister Laumann (CDU)arbeitet bereits seit 2025 am 990 
entsprechenden Umbau. Sie will damit die Spezialisierung der Krankenhäuser vorantreiben 991 
und mehr Behandlungen in den ambulanten Bereich verlagern. Das Ziel ist eine 992 
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Zentralisierung auf wenige größere Häuser und damit die Schließung von kleineren Kliniken, 993 
obwohl diese wichtig für die Grund- und Regelversorgung sind.  994 

Als Linke unterstützen wir medizinisch sinnvolle Verlagerungen aus dem stationären in den 995 
ambulanten Bereich und haben hierfür eigene Konzepte. Wir befürchten aber, dass die 996 
Schließung von Krankenhäusern vor allem zu einer schlechteren Versorgung führt. Da die 997 
ambulante Versorgung nicht vom Land geplant und finanziert wird, fehlt es überall an den 998 
entsprechenden Kapazitäten.  999 

Die Erfahrungen von Klinikschließungen zeigen, dass mit jeder geschlossenen Klinik die 1000 
wohnortnahe Versorgung schlechter wird und Pflegefachkräfte den Beruf verlassen, weil die 1001 
Arbeit an einem weit entfernten Ort nicht in ihre Lebenswirklichkeit passt. Wenn wir mehr 1002 
Pflegekräfte gewinnen wollen, dann müssen ihre Arbeitsbedingungen verbessert statt 1003 
verschlechtert werden. 1004 

Die Zeit bis zur Behandlung etwa bei Schlaganfällen oder Herzinfarkten entscheidet zudem 1005 
über Leben und Tod, über Gesundheit und eine gute Genesung. Ländliche und 1006 
strukturschwache Regionen sind von der gewollten Zentralisierung besonders betroffen. Die 1007 
Ziele der Krankenhausplanung durch die schwarz-grüne Landesregierung sind weniger 1008 
Krankenhäuser, weniger Betten, kürzere Liegezeiten und maximale Bettenauslastung. 1009 
Darunter leiden Beschäftigte ebenso wie Patient*innen. 1010 

Als Linke wollen wir: 1011 
• kommunale und freigemeinnützige Krankenhäuser erhalten und privatisierte Kliniken 1012 

rekommunalisieren, also zurück in öffentliche Trägerschaft überführen 1013 
• keine Schließung von Krankenhäusern, sowie von Geburtsstationen, Kinderkliniken 1014 

oder geriatrischen Stationen 1015 

1.4.3 Bedarfsgerechte und soziale Finanzierung von Krankenhäusern 1016 

Mit dem Krankenhausplan NRW stehen bis 2027 rund 2,51 Milliarden Euro für erforderliche 1017 
Baumaßnahmen im Rahmen der Umgestaltung zur Verfügung. Dies ist völlig unzureichend 1018 
und berücksichtigt in keiner Weise den Investitionsstau. Auf der anderen Seite werden vom 1019 
Bund 30 Mrd. € für die Katastrophenhilfe und den Umbau von Krankenhäusern für den 1020 
Kriegsfall geplant. Die Stadt Köln will ein unterirdisches Krisenzentrum nach israelischem 1021 
Vorbild bauen. 1022 

Solange die Fallpauschalen nicht abgeschafft werden und das Land seinen Verpflichtungen 1023 
zur Finanzierung der Investitionskosten nicht nachkommt, werden private Kliniken weiter mit 1024 
dem Geschäftsmodell der Fokussierung auf planbare Operationen Profite machen, während 1025 
öffentliche Häuser der Grund- und Notfallversorgung nicht ausreichend finanziert werden, 1026 
häufiger Insolvenz anmelden oder schließen müssen. 1027 

Als Linke wollen wir stattdessen eine Neuausrichtung der Krankenhausplanung hin zu einer 1028 
integrierten Gesundheitsplanung. Krankenhäuser und ambulante Versorgung müssen 1029 
gemeinsam so geplant werden, dass alle Menschen in jeder Situation gut versorgt werden. 1030 
Notwendig sind zudem ausreichende Kapazitäten für Notfälle wie Epidemien, Seuchen, 1031 
Großunfälle und Naturkatastrophen. Eine maximale Bettenauslastung steht dem entgegen. 1032 
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Als Linke wollen wir: 1033 
• eine demokratische Krankenhausplanung, gute Arbeitsbedingungen und eine 1034 

menschenwürdige Gesundheitsversorgung für alle gemeinsam mit den Beschäftigten 1035 
und Gewerkschaften planen und organisieren 1036 

• den Investitionsstau beenden: Volle Übernahme aller notwendigen Investitionskosten 1037 
durch das Land 1038 

• den Anteil der Kommunen für die Krankenhausfinanzierung wieder von 40 % auf 20 % 1039 
zurückführen 1040 

• die PPR 2.0 (Pflegepersonalregelung 2.0) als verbindliche Personalbemessung 1041 
umsetzen 1042 

• ausgelagerte Dienste (wie Küche, Reinigung, Labor) in öffentliche Krankenhäuser 1043 
zurückholen 1044 

• die ambulante Versorgung mit Rund-um-die-Uhr-Betreuung ausbauen 1045 

1.4.4 Gute Versorgung für mentale Gesundheit  1046 

Psychische Erkrankungen werden auch in NRW immer häufiger diagnostiziert. Dies betrifft 1047 
vor allem junge Menschen unter 25 Jahren. Fachleute gehen davon aus, dass die steigenden 1048 
Zahlen sowohl auf eine höhere Gefährdung als auch auf mehr Diagnosen durch eine 1049 
Entstigmatisierung hinweisen. Trotz des steigenden Bedarfs ist die psychotherapeutische 1050 
Versorgung unzureichend. Wir unterstützen Psychotherapeut*innen, die von Kürzungen und 1051 
unzureichenden Kassensitzen betroffen sind. Auf Bundesebene setzen wir uns für eine 1052 
bedarfsgerechte Kassensitzverteilung ein, die allen Menschen einen Zugang zu 1053 
psychotherapeutischer Behandlung ermöglicht. 1054 

Kinder und Jugendliche sind besonders auf frühzeitige Unterstützung angewiesen. Lange 1055 
Wartezeiten in der Kinder- und Jugendpsychiatrie sowie fehlende Beratungsangebote 1056 
verschärfen Probleme häufig dauerhaft. Trotz des steigenden Bedarfs ist die 1057 
psychotherapeutische Versorgung unzureichend. Deshalb braucht es den Ausbau kinder- 1058 
und jugendpsychiatrischer Versorgung, mehr Schulpsychologen und niedrigschwellige 1059 
Beratungsangebote. 1060 

Auf der Landesebene setzen wir uns für eine flächendeckende psychiatrische Ersthilfe und 1061 
niederschwellige Versorgung ein. Um Menschen in psychischen Ausnahmesituationen 1062 
schnell zu unterstützen, wollen wir eine landesweite Krisen-Hotline einführen, die neben 1063 
einer Erstberatung auch den Weg zu örtlichen Hilfestrukturen anbahnt.  1064 

Die beiden Landschaftsverbände LVR und LWL decken einen bedeutenden Teil der 1065 
stationären und teilstationären Krankenhausversorgung ab und entlasten mit ihren 1066 
Ambulanzen niedergelassene Psychiater*innen sowie Psychotherapeut*innen. 1067 

Programme wie EX-IN-Genesungsbegleiter*innen (Menschen mit eigenen 1068 
Krisenerfahrungen) sind eine wertvolle Ressource für die Unterstützung von psychisch 1069 
erkrankten Menschen. Wir setzen uns für eine Ausweitung des Einsatzes und bessere 1070 
finanzielle Ausstattung ein, damit mehr Menschen auch zusätzlich zu ambulanter und 1071 
stationärer Therapie Unterstützung bekommen. 1072 
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Als Linke wollen wir: 1073 
• eine Bedarfsplanung für psychiatrische Versorgung, die sich an den regionalen 1074 

Versorgungslagen orientiert und insbesondere eine Krankenhausplanung für 1075 
Psychiatrie- und Suchtkliniken 1076 

• die Ambulanzen und Beratungsangebote der Landschaftsverbände personell und 1077 
finanziell stärken und verfestigen 1078 

• eine finanzielle Stärkung von psychosozialen Trägervereinen und 1079 
Selbsthilfeangeboten 1080 

• Eine landesweit einheitliche Krisen-Hotline für Menschen in psychischen 1081 
Notsituationen sowie ihre Angehörigen 1082 

• den Ausbau der kinder- und Jugendpsychiatrie inkl. verbindlicher 1083 
Versorgungsstandards mit Maximalwartezeiten 1084 

• niedrigschwellige psychologische Beratungsangebote für Kinder und Jugendliche in 1085 
allen Schulformen und Städten 1086 

1.4.5 Gegen Stigmatisierung und Benachteiligung von psychisch kranken Menschen 1087 

Obwohl sich einiges in Richtung Entstigmatisierung von psychischen Erkrankungen 1088 
verbessert hat, gibt es gerade in den Bereichen Prävention, Beratung und Behandlung in 1089 
NRW noch erhebliche Versorgungslücken, die in vielen Lebensbereichen dringend 1090 
verbessert werden müssen (Quellen: Statistisches Landesamt IT.NRW). Auch am 1091 
Arbeitsplatz erfahren Betroffene Stigmatisierung und Diskriminierung. Wir setzen uns für 1092 
Angebote für Prävention und Behandlung von psychischen Erkrankungen in der Arbeitswelt 1093 
ein und wollen eine Weiterbildung von Beschäftigten in Arbeitsagenturen und Jobcentern für 1094 
die besonderen Bedürfnisse von psychisch kranken Menschen, insbesondere auch beim 1095 
Wiedereinstieg ins Arbeitsleben nach längerer Erkrankung.  1096 

Derzeit wird in NRW eine Neufassung des PsychKG (Gesetz über Hilfen und 1097 
Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten) vorbereitet. Ein Punkt darin ist die 1098 
Übermittlung von Patient*innen-Daten an die Sicherheitsbehörden zum Schutz vor 1099 
Fremdgefährdung bei möglichem Täter*innen in psychischen Ausnahmesituationen. 1100 
Fachkreise und die Linke NRW lehnen das ab, da statistisch betrachtet psychisch kranke 1101 
Menschen nicht mehr Straftaten begehen als die Restbevölkerung. Wir lehnen einen 1102 
Datenaustausch zwischen Behandler*innen und Sicherheitsbehörden ab, da dieser die 1103 
vertrauensvolle Beziehung in der Behandlung untergräbt, massiv Persönlichkeitsrechte 1104 
sowie Datenschutz verletzt und für eine enorme Stigmatisierung sorgt. (Quelle: Deutsche 1105 
Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosomatik und Nervenheilkunde e. V.) 1106 
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Als Linke wollen wir: 1107 
• keinen Datenaustausch zwischen Behandler*innen und Sicherheitsbehörden  1108 
• ausreichend finanzierte Aufklärungs- und Beratungsprogramme zu psychischen 1109 

Erkrankungen in allen Bildungseinrichtungen (Schulen, Hochschulen, Berufsschulen) 1110 
• die Weiterqualifizierung und Sensibilisierung von Lehrpersonal sowie 1111 

Sozialarbeiter*innen in Bildungseinrichtungen 1112 
• Angebote für Prävention und Behandlung von psychischen Erkrankungen in der 1113 

Arbeitswelt  1114 
• die Weiterbildung in Arbeitsagenturen und Jobcentern bezüglich der besonderen 1115 

Bedürfnisse von psychisch kranken Menschen 1116 
• ausreichend geeignete Arbeitsplätze für chronisch psychisch erkrankte Menschen 1117 

1.4.6 Gute Gesundheitsversorgung in Stadt und Land 1118 

Wir als Linke setzen uns ein für flächendeckende Gesundheitsstrukturen, die Vorsorge, 1119 
Prävention sowie eine bedarfsgerechte, gute pflegerische und umfassende medizinische 1120 
Versorgung gewährleisten. Dies soll künftig für alle Menschen im Land, unabhängig von 1121 
Herkunft, Geldbeutel, Statur oder Geschlechtsidentität gewährleistet werden. Dafür braucht 1122 
es eine umfassende Gesundheitsplanung in Stadt und Land, in die alle Beteiligten 1123 
einbezogen werden. Die Sektorengrenzen zwischen ambulant und stationär, aber auch 1124 
zwischen ärztlichen und nichtärztlichen Gesundheitsberufen, müssen Schritt für Schritt 1125 
abgebaut werden.  1126 

Gerade im ländlichen Raum, aber auch zunehmend in den ärmeren Stadtteilen der 1127 
Großstädte fehlt es an Haus- und Facharztpraxen, an Fachkräften für Therapieberufe und 1128 
teilweise sogar an Apotheken. Deswegen setzen wir auf neue Ideen wie kommunale 1129 
Gesundheitszentren, in denen Gesundheitsfachkräfte unterschiedlicher Berufe gemeinsam 1130 
für das Wohl der Menschen in ihrer Region arbeiten.  1131 

Ärzt*innen in ländlichen Regionen wollen wir durch „Community Health Nurses“ (früher 1132 
bekannt als Gemeindeschwestern) bei der Prävention und Betreuung von Patient*innen, 1133 
insbesondere chronisch Erkrankten, unterstützen.   1134 
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Als Linke wollen wir: 1135 
• kommunale Gesundheitszentren (Stadtteil- und Landpraxen) auch im Sinne der 1136 

sorgenden Städte und Kommunen, um die solidarische Gesundheitsversorgung und -1137 
vorsorge zu verbessern 1138 

• Community Health Nurses (CHN) zur Entlastung von Landärzt*innen und Versorgung 1139 
von chronisch Kranken 1140 

• doppelte Facharztstrukturen aufbrechen, indem Krankenhäuser für ambulant-1141 
fachärztliche Versorgung geöffnet und Medizinische Versorgungszentren (MVZ) in 1142 
kommunale Hand überführt werden 1143 

• Mobile Kliniken und Doc-Mobile im ländlichen Raum als zusätzliche Anlaufstelle 1144 
etablieren sowie einen flächendeckenden Botendienst zur Versorgung mit 1145 
Medikamenten im Nacht- und Notdienst 1146 

• Ausbau und mehr Personal in den kommunalen Gesundheitsämtern für Aufklärung, 1147 
Beratung und Prävention 1148 

1.4.7 Klimawandel und Gesundheit 1149 

Der Klimawandel stellt eine der größten Bedrohungen für die Gesundheit und das 1150 
Wohlbefinden der Menschen weltweit und in Deutschland und in NRW da. Er hat 1151 
Auswirkungen auf unsere Umwelt und Gesundheit und damit auf alle gesellschaftlichen 1152 
Lebensbereiche wie Arbeitswelt oder Gesundheitsversorgung. Grundlegende 1153 
Voraussetzungen für die Gesundheit, wie saubere Luft, sicheres Trinkwasser, ausreichende 1154 
und gesunde Ernährung sowie gesunder und bezahlbarer Wohnraum sind durch den 1155 
Klimawandel gefährdet. Extremwetterereignisse wie extreme Hitze, Überschwemmungen 1156 
und Dürren treten häufiger und intensiver auf und wirken sich auf die menschliche 1157 
Gesundheit und die Gesundheitssysteme aus, etwa durch eine Zunahme hitzebedingter 1158 
Erkrankungen und Todesfälle. Zudem erhöht der Klimawandel die gesundheitliche Belastung 1159 
durch veränderte UV-Strahlung, verstärkt allergische Erkrankungen durch Pollenflug, 1160 
begünstigt die Ausbreitung von durch Mücken- und Zecken übertragbaren Krankheiten und 1161 
erhöht das Risiko psychischer Belastungen. 1162 

Besonders gefährdet sind Menschen im höheren Lebensalter, Säuglinge und Kleinkinder, 1163 
Schwangere und Menschen mit Vorerkrankungen. Der Klimawandel kann gesundheitliche 1164 
Ungleichheiten weiter verschärfen. 1165 

Als Linke wollen wir: 1166 
• Klimaanpassungsmaßnahmen in Stadt und Land: mehr Grünflächen, mehr Schatten 1167 

und Entsiegelung von öffentlichen Plätzen und Flächen  1168 
• verbindliche Integration von Extremhitze in Krisenvorsorge und Katastrophenschutz  1169 
• soziale Schutzstrukturen für Risikogruppen  1170 
• gezielte Stärkung des Gesundheits-, Pflege- und Sozialwesens für Hitzelagen  1171 
• Finanzierung von Maßnahmen zum Schutz von Menschen, Arbeitsabläufen, 1172 

Gebäuden, Stadtteilen und Infrastruktur vor extremer Hitze sowie zur Sicherung ihrer 1173 
Funktionsfähigkeit bei Hitzewellen 1174 

1.4.8 Eine geschlechts- und diversitätssensible Gesundheitspolitik 1175 
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Unsere Gesundheitspolitik berücksichtigt die Vielfalt aller Menschen. Die Gesundheit von 1176 
Frauen und queeren Personen wird in Medizin, Forschung und Versorgung jedoch noch nicht 1177 
ausreichend berücksichtigt. Wir setzen uns deshalb für eine geschlechts- und 1178 
diversitätssensible Medizin ein. Forschung zu Erkrankungen wie Endometriose, 1179 
Polyzystisches Ovarialsyndrom (PCOS), ME/CFS und Lipödem wollen wir stärken und dieses 1180 
Wissen in Aus-, Fort und Weiterbildungen aller medizinischen Berufe verankern. Wir wollen 1181 
die Versorgung von Menschen mit Endometriose verbessern, indem wir ein Pilotprojekt nach 1182 
Berliner Modell entwickeln. Auch Erste-Hilfe-Kurse sollen vermitteln, wie 1183 
geschlechtsspezifische Unterschiede bei lebensrettenden Maßnahmen berücksichtigt 1184 
werden müssen.  1185 

Nach sexueller Gewalt braucht es eine zuverlässige und niederschwellige medizinische 1186 
Versorgung. Wir wollen die anonyme und vertrauliche Spurensicherung in NRW 1187 
flächendeckend, wohnortnah und rund um die Uhr sicherstellen. Wir setzen uns für die 1188 
Entstigmatisierung der Menstruation und für eine wirksame Bekämpfung von 1189 
Menstruationsarmut ein. Menstruationsprodukte sollen in allen öffentlichen Einrichtungen 1190 
kostenfrei zur Verfügung stehen und die Finanzierung gesichert werden. 1191 

Wir setzen uns für eine flächendeckende geschlechtsangleichende medizinische 1192 
Versorgung ein. Dadurch werden die wenigen behandelnden Ärzt*innen entlastet und der 1193 
Zugang zu bedarfsgerechter Versorgung verbessert. Eine zeitnahe und niedrigschwellige 1194 
Versorgung kann die psychischen Belastungen von transgender- und genderdiversen 1195 
Personen, insbesondere Kinder und Jugendliche, erheblich verringern.  1196 

Als Linke wollen wir: 1197 
• Landesförderprogramme für Forschung zu geschlechtsspezifischer Gesundheit und 1198 

untererforschten Erkrankungen stärken 1199 
• Frauengesundheitszentren ausbauen und dauerhaft finanziell absichern 1200 
• Einführung einer jährlichen Fachtagung in NRW zu geschlechtsspezifischen 1201 

Gesundheitsthemen  1202 
• Pilotprojekt für die Behandlung von Endometriose nach Berliner Modell 1203 
• flächendeckender, wohnortnaher Zugang zu anonymer und vertraulicher 1204 

Spurensicherung und medizinische Versorgung nach sexueller Gewalt 1205 
• Entstigmatisierung von Menstruation und kostenfreier Zugang zu 1206 

Menstruationsprodukten in allen öffentlichen Einrichtungen 1207 
• flächendeckender Zugang zu geschlechtsangleichender Medizin ausbauen 1208 

1.4.9. Queere Gesundheitsversorgung in NRW stärken 1209 

Queere Menschen erleben im Gesundheitssystem noch immer Diskriminierung, lange 1210 
Wartezeiten und fehlende spezialisierte Angebote. Besonders trans*, inter* und nicht-binäre 1211 
Menschen brauchen wohnortnahe Beratung, psychosoziale Begleitung und eine verlässliche 1212 
Gesundheitsversorgung. Gerade auf dem Land sind benötigte Angebote nicht vorhanden. 1213 
Queere Gesundheitsthemen müssen fester Bestandteil medizinischer Ausbildungen und 1214 
Weiterbildungen sein. Dafür wollen wir bestehende Angebote stärken und neue schaffen. 1215 
Auf Bundesebene und im Bundesrat setzen wir uns für eine Verbesserung der 1216 
psychotherapeutischen Versorgung durch den Ausbau von Kassensitzen ein. Für Familien 1217 
mit intersexuellen Kindern wollen wir unabhängige Beratungsangebote schaffe, um verfrühte 1218 
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operative Eingriffe bzw. hormonelle Medikationen und die damit einhergehende 1219 
Traumatisierungen zu verhindern. 1220 

Als Linke wollen wir: 1221 
• Beratung sowie psychische und soziale Begleitung von Trans*-, Inter- und nicht 1222 

binären Personen, geschlechtsangleichende Leistungen und Gesundheitszentren, wie 1223 
zum Beispiel die AIDS-Hilfe, ausbauen und ausreichend finanzieren 1224 

• Unabhängige Beratungsangebote für Familien mit intersexuellen Kindern schaffen 1225 
• Queere Gesundheitsthemen als fester Bestandteil medizinischer Aus- und 1226 

Weiterbildung 1227 

1.4.10 Für gute und umfassende Versorgung in der Schwangerschaft  1228 

Immer mehr Geburtsstationen werden geschlossen, was einen wohnortnahen Zugang für 1229 
Schwangere erschwert. Gleichzeitig findet nicht mehr jede Schwangere eine Hebamme für 1230 
die Vorsorge, die Wochenbettbetreuung oder eine außerklinische Geburt. Bei klinischen 1231 
Geburten nehmen Kaiserschnitte ohne Indikation zu, da diese für Kliniken wirtschaftlich 1232 
attraktiver sind. Der seit Ende 2025 geltende Hebammenhilfevetrag der Krankenkassen 1233 
verschärft die Umstände und schafft weitere Unsicherheiten bei Hebammen und 1234 
Schwangeren. Auf Bundesebene setzen wir uns für die bessere Entlohnung von 1235 
festangestellten Hebammen und einen deutlich besseren Personalschlüssel ein, der eine 1236 
Eins-zu-eins-Betreuung während der Geburt gewährleisten kann. Hebammen sowie gut 1237 
ausgestattete Geburtsstationen sind ein unverzichtbarer Teil der gesundheitlichen 1238 
Versorgung von Schwangeren. Eine nahe, barrierefreie, flächendeckende Versorgung ist 1239 
dabei unverzichtbar. Dabei soll künftig besonders darauf geachtet werden, Gebärende 1240 
währende der Geburt vor Gewalt- und Diskriminierungserfahrungen zu schützen und 1241 
unnötige medizinische Behandlungen zu verhindern. 1242 

Schwangerschaftsabbrüche gehören zur medizinischen Grundversorgung. Den Zugang zu 1243 
medikamentösen und operationellen Abbrüchen wollen wir wohnortnah sicherstellen. Die 1244 
Durchführung von Schwangerschaftsabbrüchen muss in den Lehrplan des Medizinstudiums 1245 
aufgenommen werden. Ärzt*innen darf nicht von ihrem Arbeitgeber verboten werden, 1246 
Schwangerschaftsabbrüche durchzuführen. Auf Bundesebene und im Bundesrat setzen wir 1247 
uns weiterhin für die Streichung des §218 StGB ein. 1248 

Als Linke wollen wir: 1249 
• Geburtshilfeabteilungen in der Fläche erhalten und die Gründung von kommunalen 1250 

Geburtshäusern finanziell unterstützen 1251 
• Freiberufliche Hebammen durch Landesprogramme finanziell stärken und ihre 1252 

Arbeitsbedingungen verbessern 1253 
• die Anstellung von von Hebammen und Gynäkolog*innen in kommunalen 1254 

Geburtshäusern aktiv fördern, insbesondere im ländlichen Raum 1255 
• die Einrichtung hebammengeleiteter Kreißsäle weiter fördern und das Belegsystem 1256 

stärken 1257 
• einen wohnortnahen und flächendeckenden Zugang zu sicheren 1258 

Schwangerschaftsabbrüchen  1259 

1.4.11 Sichere Versorgung im Rettungsdienst 1260 
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Die Rettungs- und Notdienste sind für uns keine zusätzlichen Kostentreiber, sondern 1261 
unverzichtbar für eine gute Versorgung von Notfällen. Wir setzen uns für eine 1262 
Strukturreform auf Landesebene ein: einheitliche Leitstellen, standardisierte Ausstattung, 1263 
realistische Ausrückzeiten, flächendeckende Versorgung auch im ländlichen Raum. 1264 
Einsatzkräfte verdienen faire Arbeitsbedingungen. Das beinhaltet die Verringerung der 1265 
Wochenarbeitszeit, keine unbezahlten Bereitschaftsdienste, Gefahrenzulage und die 1266 
Möglichkeit der Frühverrentung.  1267 

Die Diskussion um die Finanzierung der Rettungsdienstfahrten im Jahr 2026 hat viele 1268 
Menschen verunsichert. Mit uns Linken gibt es Klarheit: Niemand soll im Notfall aus Angst 1269 
vor hohen Kosten auf die 112 verzichten. 1270 

Als Linke wollen wir: 1271 
• die Kommunalisierung der Rettungsdienste 1272 
• faire Arbeitsbedingungen für Einsatzkräfte 1273 
• eine landesweit einheitliche Finanzierung der Rettungsdienste 1274 
• die Finanzierung aller Fahrten, auch wenn sie nicht in ein Krankenhaus fahren 1275 

(sogenannte Leerfahrten) 1276 
• die ausreichende Finanzierung der Krankenbeförderung durch die Kostenträger 1277 

1.4.12 Gute Gesundheitsversorgung für alle 1278 

Immer mehr Menschen sind von einer guten Gesundheitsversorgung ausgeschlossen. Etwa 1279 
weil sie nicht krankenversichert sind, weil es keine ausreichend erforschte gendersensible 1280 
medizinische Versorgung gibt oder weil Hilfsangebote bei sexueller und häuslicher Gewalt 1281 
nicht ausreichend verfügbar sind.  1282 

Deswegen setzen wir uns für einen Behandlungsfonds des Landes für Menschen ohne 1283 
Krankenversicherung ein. Dadurch können planbare Behandlungen und Therapien 1284 
abgedeckt werden, die über eine reine Akutversorgung hinausgehen. Außerdem wollen wir 1285 
die Einführung eines anonymen Behandlungsscheins, um allen Menschen unabhängig von 1286 
ihrer aktuellen Lebenssituation Zugang zu Gesundheitsleistungen zu ermöglichen. 1287 

Gewaltambulanzen wollen wir flächendeckend ausbauen, damit eine kostenlose, 1288 
vertrauliche Beweissicherung sowie medizinische Akutversorgung nach 1289 
geschlechterspezifischer und häuslicher Gewalt für Betroffene zugänglich ist.  1290 

Als Linke wollen wir: 1291 
• Den flächendeckenden Ausbau von Gewaltambulanzen 1292 
• einen Behandlungsfonds des Landes für Menschen ohne Krankenversicherung 1293 
• die Einführung eines anonymen Behandlungsscheines 1294 

1.4.13 Für eine Pflegerevolution, die Würde, Qualität und Personal sichert 1295 

Die Pflegeversicherung ist nur eine Teilkaskoversicherung und deckt die Kosten weder in 1296 
der häuslichen Pflege noch in den Pflegeeinrichtungen, denn sie übernimmt nur einen Teil 1297 
der Pflegekosten. Die Kosten für Unterkunft, Verpflegung und Investitionen in Pflegeheimen 1298 
übernimmt die Pflegeversicherung überhaupt nicht.  1299 
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Besonders in stationären Pflegeeinrichtungen führt das zu hohen Eigenanteilen für die 1300 
Pflegebedürftigen. In NRW betragen die monatlichen Kosten inzwischen je nach Dauer der 1301 
Pflege in den ersten zwölf Monaten durchschnittlich 3.580 Euro – Tendenz steigend (vdek – 1302 
Verband der Ersatzkassen). Für viele Pflegebedürftige und ihre Familien sind diese Kosten 1303 
nicht tragbar. Fast jede dritte Person in einer Pflegeeinrichtung ist bereits auf Sozialhilfe 1304 
(Hilfe zur Pflege) angewiesen. Pflegebedürftigkeit wird so zu einem Armutsrisiko.  1305 

Im Bundestag setzen wir uns für eine Pflegevollversicherung ein, die alle Kosten der Pflege 1306 
übernimmt, um die Menschen mit Pflegebedarf bestmöglich versorgen zu können. 1307 

Da immer mehr Menschen in NRW auf Hilfe zur Pflege angewiesen sind, setzen wir uns im 1308 
Landtag für die Einführung eines landeseigenen Zuschusses ein, um die steigenden Kosten 1309 
für Pflegebedürftige zu decken und die Kommunen zu entlasten. Zur Stärkung der 1310 
Kommunen brauchen wir konkrete Bedarfsanalysen, um Pflegeplätze dort zu schaffen, wo 1311 
sie fehlen. 1312 

Das Land NRW muss für Pflegeeinrichtungen Standards für eine gute Ausstattung 1313 
vorschreiben. 1314 

Als Linke wollen wir: 1315 
• volle Kostentransparenz für Pflegebedürftige und ihre Angehörigen 1316 
• die Einführung eines landeseigenen Zuschusses, um die steigenden Kosten für 1317 

Pflegebedürftige zu decken und die Kommunen bei den Kosten für „Hilfe zur Pflege“ 1318 
zu entlasten 1319 

• die Stärkung der Kommunen für konkrete Bedarfsanalysen, um Pflegeplätze dort zu 1320 
schaffen, wo sie fehlen 1321 

• eine wohnortnahe Pflegestruktur, die alle Lebensphasen berücksichtigt: Mehr 1322 
ambulante und Tagespflegeeinrichtungen 1323 

1.4.14 Selbstständigkeit bis ins hohe Alter erhalten 1324 

Die meisten Menschen haben auch bei Pflegebedürftigkeit den Wunsch nach 1325 
Selbstbestimmung und einem vertrauten Umfeld. Um ein selbstbestimmtes Leben lange zu 1326 
ermöglichen, setzen wir uns für die Förderung von Nachbarschaftshilfe und 1327 
Quartierskonzepte ein, die soziale Teilhabe ermöglichen und pflegende Angehörige 1328 
entlasten. Außerdem wollen wir landeseigene, unbürokratische Förderprogramme für 1329 
Barrierefreiheit in Wohnungen, um die Pflegebedürftigkeit hinauszuzögern.  1330 

Als Linke wollen wir: 1331 
• die Förderung von Nachbarschaftshilfe und Quartierskonzepte, damit Menschen so 1332 

lange wie möglich selbstbestimmt zu Hause leben können 1333 
• die Förderung des barrierefreien Umbaus von Wohnungen, um Pflegebedürftigkeit 1334 

hinauszuzögern 1335 

 1336 
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1.5 Kinder- und Jugendhilfe: Prävention statt Krisenverwaltung 1337 

Die Kinder- und Jugendhilfe ist eine der wichtigsten sozialen Infrastrukturen unseres Landes 1338 
und entscheidet maßgeblich über die Zukunftschancen junger Menschen. Die Systematik 1339 
dahinter verdeutlicht die Verantwortung der Landespolitik: Der Bund legt über das Achte 1340 
Sozialgesetzbuch (SGB VIII) die rechtlichen Grundlagen und Ansprüche fest. Der 1341 
entscheidende politische Hebel im Landtag NRW liegt jedoch in den Landesgesetzen und 1342 
Budgets, welche die Umsetzung vor Ort definieren. Insbesondere im Ausführungsgesetz 1343 
zum SGB VIII (AG-KJHG), im Kinder- und Jugendförderplan (KJFP) und in den finanziellen 1344 
Zuweisungen an die Kommunen. 1345 

Die aktuelle schwarz-grüne Landesregierung nutzt diesen Hebel jedoch primär, um den 1346 
personellen und finanziellen Mangel zu verwalten, statt die strukturelle Unterfinanzierung 1347 
der sozialen Arbeit grundlegend zu beheben. Wichtige Änderungen werden oft gegen den 1348 
massiven Widerstand der Fachwelt, der Träger und Gewerkschaften durchgedrückt. Als 1349 
Linke verstehen wir Kinder- und Jugendhilfe nicht als bloßen Reparaturbetrieb für 1350 
gesellschaftliche Fehlentwicklungen, sondern als Kernaufgabe der sozialen 1351 
Daseinsvorsorge. Wir wollen einen grundlegenden Perspektivwechsel erreichen: weg von 1352 
kosmetischen Gesetzesanpassungen und Notfallregelungen hin zu einer Politik, die massiv 1353 
investiert, frühzeitig unterstützt und Prävention konsequent in den Mittelpunkt stellt. 1354 

1.5.1 Prävention als Leitprinzip verankern: Früh helfen statt zu spät eingreifen 1355 

Prävention wollen wir zum Leitprinzip nordrheinwestfälischer Kinder- und Jugendpolitik 1356 
machen. Wenn das System chronisch überlastet ist, zeigen sich die Folgen in vielschichtigen 1357 
gesellschaftlichen Symptomen. So stieg die Zahl der Bußgeldverfahren gegen Eltern wegen 1358 
Schulabsentismus in NRW im Jahr 2024 auf über 8.076 an. Ein Zuwachs um fast 45 Prozent 1359 
gegenüber 2020, der stark mit der psychischen Belastung der Jugendlichen korreliert. Auf 1360 
solche Krisen reagiert die Landesregierung oft nur mit Notfallregelungen, die einer 1361 
politischen Kapitulation gleichkommen, statt durch massive Investitionen in Personal und 1362 
präventive Infrastruktur gegenzusteuern. 1363 

Frühe Hilfen, Familienzentren und Erziehungsberatungsstellen sind von unschätzbarem 1364 
Wert, um Überforderung rechtzeitig zu erkennen. Doch diese Systeme arbeiten häufig an 1365 
der Belastungsgrenze oder agieren isoliert voneinander. Das Land hat die Möglichkeit, 1366 
gezielt präventive Netzwerke zu kofinanzieren, um die Kommunen bei den teuren Hilfen zur 1367 
Erziehung langfristig zu entlasten. 1368 
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Als Linke wollen wir: 1369 
• den landesweiten Ausbau früher Hilfen durch verbindliche Landesförderprogramme 1370 

finanzieren und verbindliche Kooperationsstrukturen zwischen Gesundheitswesen, 1371 
Kinder- und Jugendhilfe sowie Familienbildung schaffen. 1372 

• die Personal- und Sachkostenförderung von Familienzentren deutlich erhöhen und 1373 
ihre Beratungs-, Bildungs- und Unterstützungsangebote stärker miteinander 1374 
verzahnen. 1375 

• ein Landesprogramm zum Ausbau der Erziehungs- und Familienberatung auflegen, 1376 
um kurze Wartezeiten zu garantieren und die stärkere Vernetzung mit Schulen und 1377 
dem Gesundheitswesen sicherzustellen. 1378 

• den Irrweg von Notfallregelungen beenden und stattdessen massiv in Personal und 1379 
präventive Strukturen investieren. 1380 

1.5.2 Offene Kinder- und Jugendarbeit sowie Schulsozialarbeit flächendeckend sichern 1381 

Jugendzentren, offene Treffpunkte, Streetwork und mobile Jugendarbeit schaffen 1382 
unersetzliche Räume für Teilhabe und soziale Entwicklung. Sie verhindern Ausgrenzung 1383 
präventiv, bevor Problemlagen entstehen. Beispielsweise benötigen Jugendliche erheblich 1384 
mehr Unterstützung beim Übergang von der Schule in Ausbildung und Beruf. Darüber hinaus 1385 
starten nicht alle jungen Menschen mit den gleichen Chancen ins Leben, weshalb eine 1386 
starke Jugendsozialarbeit unerlässlich ist. 1387 

Als Linke wollen wir: 1388 
• die Landesförderung der Offenen Kinder- und Jugendarbeit dauerhaft absichern und 1389 

Jugendzentren als unverzichtbare soziale Infrastruktur anerkennen 1390 
• Streetwork sowie mobile Angebote durch gezielte Landesprogramme massiv 1391 

ausbauen 1392 
• den landesweiten Ausbau der Jugendsozialarbeit vorantreiben sowie eine intensivere 1393 

Zusammenarbeit zwischen Schulsozialarbeit und der Kinder- und Jugendhilfe 1394 
etablieren 1395 

1.5.3 Hilfen zur Erziehung stärken und wirksamen Kinderschutz garantieren 1396 

Stationäre und ambulante Hilfen zur Erziehung bieten Kindern und Jugendlichen Schutz und 1397 
Stabilität, wenn das familiäre Umfeld dies nicht mehr leisten kann. Wie groß die Not ist, 1398 
zeigen die aktuellen Daten. Während Inobhutnahmen durch unbegleitete Einreisen 2025 1399 
sanken, stiegen die regulären Inobhutnahmen weiter an. Besonders alarmierend ist die Lage 1400 
bei Mädchen im Alter von 14 bis 16 Jahren, die deutlich häufiger in staatliche Obhut 1401 
genommen wurden als andere Geschlechter. 1402 

Doch Strukturreformen der Landesregierung stehen im Sozial- und Jugendbereich 1403 
zunehmend unter einem Finanzierungsvorbehalt. Mit der Novellierung des AG-KJHG Mitte 1404 
2025 wurde unter dem Deckmantel der "Effizienz" versucht, individuelle Hilfen durch 1405 
pauschale Gruppenangebote zu ersetzen. Das bedeutet einen Frontalangriff auf vulnerable 1406 
Gruppen und eine versteckte Kürzungsmaßnahme.  1407 

Ein weiteres Problem ist der Übergang in die Volljährigkeit. 33 Prozent der stationären Hilfen 1408 
enden im ersten Jahr der Volljährigkeit als harter Schnitt. Das System entlässt diese jungen 1409 
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Menschen (Careleaver) vielfach direkt in die soziale Unsicherheit. Mehr als die Hälfte aller 1410 
jungen Wohnungslosen hat eine vorherige Jugendhilfe-Erfahrung. 1411 

Gute Kinder- und Jugendhilfe arbeitet mit den Familien und nicht gegen sie. Eltern brauchen 1412 
gezielte Beratung, Begleitung und Unterstützung, um schwierige Lebenssituationen 1413 
gemeinsam mit ihren Kindern bewältigen zu können. Eine wirksame Jugendhilfe grenzt 1414 
Eltern in Krisen nicht aus, sondern macht frühzeitige und partnerschaftliche Unterstützung 1415 
zur Grundlage, um Familien nachhaltig zu stabilisieren. 1416 

Als Linke wollen wir: 1417 
• ein eigenes Landesprogramm zur Stärkung des Kinderschutzes auflegen, flankiert 1418 

von einer echten Fachkräfteoffensive für soziale Berufe. 1419 
• ein Landesprogramm zum Ausbau ambulanter Hilfen schaffen und dabei gezielt 1420 

sozialraumorientierte Konzepte fördern. 1421 
• die auskömmliche Landesfinanzierung stationärer Hilfen garantieren, inklusive 1422 

besserer Arbeitsbedingungen im Nacht- und Schichtdienst und dem Ausbau 1423 
spezialisierter Angebote für junge Menschen mit komplexen Unterstützungsbedarfen. 1424 

• versteckte Sparmaßnahmen unter dem Deckmantel der „Effizienz“ stoppen und den 1425 
pauschalen Ersatz von Einzelfallhilfen strikt ausschließen. Stattdessen muss das Land 1426 
die konsequente Durchsetzung der individuellen Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII 1427 
landesweit kontrollieren und unabhängige Beschwerde- sowie Ombudsrechte für 1428 
junge Menschen und Familien massiv stärken. 1429 

• Careleaver beim Übergang in die Volljährigkeit wirksam absichern, damit der Weg aus 1430 
dem Jugendamt nicht in die Obdachlosigkeit führt.  1431 

• das Land NRW muss zu verbindlichen Umsetzungsstandards, zur kommunalen 1432 
Wohnraumsicherung, zur Schaffung eines Übergangsfonds sowie zu einem 1433 
landesweiten Monitoring der Nachsorge nach §§ 41 und 41a SGB VIII verpflichten 1434 

• Elternarbeit verbindlich als Kernbestandteil aller ambulanten und stationären Hilfen 1435 
zur Erziehung stärken und Familien konsequent und auf Augenhöhe in alle 1436 
Hilfeplanprozesse einbeziehen 1437 

• den Ausbau niedrigschwelliger Beratungsangebote für Eltern vorantreiben, um eine 1438 
frühzeitige Unterstützung anstelle von später Krisenintervention zu gewährleisten. 1439 

1.5.4 Verbindliche Rahmenverträge schaffen: Träger und Fachkräfte absichern 1440 

Das SGB VIII sieht eigentlich vor, dass die kommunalen Spitzenverbände auf Landesebene 1441 
mit den Wohlfahrts- und Leistungserbringerverbänden Rahmenverträge über Leistungs-, 1442 
Qualitäts- und Entgeltvereinbarungen abschließen. Doch in Nordrhein-Westfalen herrscht in 1443 
diesem Bereich ein unhaltbarer Stillstand. Seit dem 1. Januar 2014 existiert kein gültiger 1444 
Landesrahmenvertrag mehr. Dass NRW seit mehr als zwölf Jahren ohne dieses zentrale 1445 
Steuerungsinstrument arbeitet, ist kein Naturgesetz, sondern ein eklatantes politisches und 1446 
institutionelles Versagen. 1447 

Das hat fatale Konsequenzen für die soziale Infrastruktur. Zwar gibt es aktuelle 1448 
Kalkulationshilfen für 2026, doch es fehlt ein verbindlicher, gemeinsamer Rahmen für die 1449 
Refinanzierung von Personalkosten, Tarifsteigerungen, Sachkosten und Investitionen. Als 1450 
Linke setzen wir uns mit Nachdruck für eine auskömmliche Finanzierung stationärer Hilfen 1451 
sowie für gute Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten ein. Wir wollen so schnell wie 1452 
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möglich eine neue Rahmenvereinbarung für eine sichere Finanzierung mit hohen 1453 
Qualitätsstandards in der Kinder- und Jugendhilfe erreichen. Der Landtag kann diesen 1454 
Rahmenvertrag rechtlich zwar nicht selbst beschließen, da die gesetzlich bestimmten 1455 
Vertragsparteien die kommunalen Spitzenverbände und die Verbände der 1456 
Leistungserbringer sind. Er hat aber sehr wohl den politischen Hebel, die Landesregierung 1457 
zum Handeln zu zwingen. 1458 

Als Linke wollen wir: 1459 
• die Landesregierung verpflichten, unverzüglich einen moderierten 1460 

Verhandlungsprozess einzuberufen und einen konkreten Zeitplan für den Abschluss 1461 
eines neuen Rahmenvertrages vorzulegen 1462 

• die Landschaftsverbände LVR und LWL als fachlich-neutrale Stellen verbindlich in die 1463 
Verhandlungen einbeziehen 1464 

• eine unabhängige Verhandlungs- und Schlichtungsstelle durch das Land finanzieren, 1465 
um verhärtete Fronten und festgefahrene Blockaden aufzulösen 1466 

• die Landesregierung verpflichten, dem Landtag regelmäßig und transparent über den 1467 
Fortschritt und bestehende Blockaden auf dem Weg zum neuen Rahmenvertrag zu 1468 
berichten 1469 

• sicherstellen, dass nach Abschluss des Vertrages reale Personalkosten, künftige 1470 
Tarifsteigerungen, Ausfallzeiten und notwendige Investitionen durch verbindliche 1471 
Standards landesweit vollständig refinanziert werden 1472 

1.5.5 Verbandliche Jugendarbeit und demokratische Partizipation absichern 1473 

Der Landesjugendring NRW und die Jugendverbände sind das Rückgrat der 1474 
außerschulischen Bildung und der demokratischen Partizipation. Diese Arbeit steckt jedoch 1475 
in einer massiven Strukturkrise. Durch den demografischen Wandel und fehlende 1476 
Ressourcen steht das Ehrenamt unter Druck. Politische Steuerung erfolgt auf Landesebene 1477 
über den Kinder- und Jugendförderplan (KJFP). Dieser puffert ab, dass Jugendarbeit oft als 1478 
"freiwillige Leistung" bei Haushaltslöchern gestrichen wird, kann aber kommunale Ausfälle 1479 
nicht komplett kompensieren. 1480 

Aufbauend auf der bereits erreichten verpflichtenden beratenden Mitgliedschaft wollen wir 1481 
in der Gemeindeordnung für Jugendringe und Jugendselbstvertretungen in den 1482 
kommunalen Jugendhilfeausschüssen (JHA) ein volles Antragsrecht, bessere personelle und 1483 
finanzielle Ressourcen, sowie perspektivisch ein volles Stimmrecht erreichen. 1484 

Als Linke wollen wir: 1485 
• eine verlässliche, dynamisierte Strukturförderung für die Jugendverbände im Rahmen 1486 

des KJFP einführen, die absolute Planungssicherheit unabhängig von der 1487 
kommunalen Kassenlage garantiert. 1488 

• die demokratische Mitbestimmung vor Ort konsequent ausbauen.  1489 
• Volles Stimmrecht für die Jugendringe in den Jugendhilfeausschüssen 1490 

1.5.6 Kommunen handlungsfähig machen: Das Konnexitätsprinzip umsetzen 1491 

Die Kommunen in NRW tragen die personelle und finanzielle Hauptlast der Jugendhilfe. Wie 1492 
sehr die Kommunen am Limit sind, zeigt die Entwicklung im AG-KJHG. Das mittlerweile 1493 
kreisangehörige Gemeinden die Möglichkeit nutzen müssen, ihre Funktion als örtlicher 1494 
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Träger der Jugendhilfe aufzugeben und an den Kreis abzutreten, ist ein Alarmsignal der 1495 
Überlastung. Da die Hilfen zur Erziehung Pflichtaufgaben sind, brauchen explodierende 1496 
Kosten oft die Budgets für freiwillige Leistungen wie die Jugendarbeit auf. 1497 

Statt kosmetischer Anpassungen wollen wir eine grundsätzliche Reform des 1498 
Finanzausgleichs. Artikel 78 Absatz 3 der Landesverfassung Nordrhein-Westfalen 1499 
(Konnexitätsprinzip) ist aus unserer Sicht unmissverständlich. Wenn das Land die Standards 1500 
erhöht, muss es den Kommunen die Mehrkosten erstatten. Kinderrechte dürfen nicht von 1501 
der Finanzkraft einer Kommune abhängen. 1502 

Als Linke wollen wir: 1503 
• eine grundsätzliche Reform des Gemeindefinanzierungsgesetzes (GFG): Allgemeine 1504 

Schlüsselzuweisungen müssen sich deutlich stärker an sozialen 1505 
Belastungsindikatoren orientieren 1506 

• das Konnexitätsprinzip nach Artikel 78 Absatz 3 der Landesverfassung konsequent 1507 
anwenden und finanzpolitisch vollständig umsetzen: Wer bestellt, muss bezahlen 1508 

• die Landesförderungen so auszugestalten, dass notwendige Angebote in den 1509 
Kommunen nicht an fehlenden Eigenmitteln scheitern 1510 

• finanzielle Fehlanreize konsequent beseitigen, damit fachliche Entscheidungen in der 1511 
Jugendhilfe ausschließlich am Bedarf der Kinder und Jugendlichen ausgerichtet 1512 
werden und nicht an der kommunalen Kassenlage 1513 

• eine dauerhaft auskömmliche und gesetzlich abgesicherte Landesbeteiligung an den 1514 
immensen Kosten der Hilfen zur Erziehung etablieren 1515 

Eine gute Prävention kostet im ersten Schritt vielleicht deutlich mehr, wird aber auf Dauer 1516 
die öffentlichen Haushalte durch den Rückgang an Fallzahlen entlasten. Eine gute 1517 
Prävention ist eine gesellschaftliche Investition mit klarem Ergebnis. 1518 

 1519 
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1.6 Interessen von Kindern, Jugendlichen und Familien ernst nehmen 1520 

Kinder und Jugendliche haben nach Artikel 6 der Verfassung Nordrhein-Westfalens ein 1521 
„Recht auf Entwicklung und Entfaltung ihrer Persönlichkeit, auf gewaltfreie Erziehung und 1522 
den Schutz vor Gewalt, Vernachlässigung und Ausbeutung“. Staat und Gesellschaft sollen 1523 
sie vor Gefahren für ihr körperliches, geistiges und seelisches Wohl schützen, ihre Rechte 1524 
achten und sichern, für altersgerechte Lebensbedingungen Sorge tragen und sie nach ihren 1525 
Anlagen und Fähigkeiten fördern. 1526 

1.6.1 Die Zukunft sichern und Beteiligung garantieren 1527 

Kinder und Jugendliche wachsen in einer Welt auf, die geprägt ist von ökonomischen Krisen 1528 
und kriegerischen Bedrohungen. Hinzu kommen die digitale Transformation und der Einfluss 1529 
von Social-Media-Plattformen wie TikTok oder Instagram. Auch die Klimakrise prägt schon 1530 
heute das Leben junger Menschen, für die Zukunft gilt das umso mehr. Ein besonders 1531 
großes Thema für Jugendliche ist auch die Sorge vor dem Erstarken des Rechtsextremismus 1532 
und das Bedürfnis, Freiheit und Demokratie zu verteidigen. 1533 

Die Landesregierung aus CDU und Grünen nimmt zu wenig Rücksicht auf die Bedürfnisse 1534 
und Rechte von Kindern und Jugendliche und die Probleme von Familien. Sie erwartet von 1535 
Jugendlichen Höchstleistungen in der Schule und der Ausbildung, beteiligt sie aber nicht 1536 
angemessen an politischen Diskursen und Entscheidungen. 1537 

Nach der UN-Kinderrechtskonvention haben Kinder und Jugendliche das Recht, bei allen 1538 
Rechtsverfahren angehört zu werden, die sie unmittelbar betreffen. Ihre Meinung muss 1539 
altersgemäß berücksichtigt werden. Dennoch werden Kinder und Jugendliche in politischen 1540 
Entscheidungen oft nicht mitgedacht, geschweige denn angehört und beteiligt. 1541 
Dementsprechend erleben Jugendliche politische Entscheidungen oft als bevormundend 1542 
oder ausschließend. Es fehlt an echten Beteiligungsmöglichkeiten.   1543 

Jugendparlamente werden vielerorts symbolisch behandelt, Beteiligungsverfahren sind oft 1544 
zu formalisiert oder zu spät angesetzt. In einer demokratischen Gesellschaft müssen Kinder 1545 
und Jugendliche in den sie betreffenden Bereichen mitsprechen und mitbestimmen dürfen. 1546 
Erst die konkrete Mitbestimmung und das Erlebnis, in der Kommune etwas verändern zu 1547 
können, fördern die Identifikation mit der Demokratie.   1548 

Wir als Linke wollen Kinder und Jugendliche bei allen sie betreffenden Belangen beteiligen, 1549 
ihre (Selbst-) Organisationen fördern und sie mitentscheiden lassen. Dies gilt für die 1550 
Neugestaltung von Freizeitangeboten ebenso wie für Bildungseinrichtungen.  1551 

Wir setzen uns auf Bundes- und Landesebene für eine Stärkung der Kinder- und Jugendhilfe 1552 
insgesamt und die Aufnahme von Kinderrechten ins Grundgesetz und die Landesverfassung 1553 
ein 1554 

In allen Ministerien wollen wir Arbeitsgruppen zur Umsetzung der Rechte von Kindern und 1555 
Jugendlichen gemäß der UN-Kinderrechtskonvention einrichten. 1556 
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Als Linke wollen wir:  1557 
• das Wahlalter für Jugendliche bei allen politischen Wahlen auf 14 Jahre herabsetzen 1558 
• das Wahlrecht für alle dauerhaft hier lebenden Jugendlichen unabhängig von ihrer 1559 

Staatsangehörigkeit 1560 
• Kinderrechte ins Grundgesetz und in die Landesverfassung schreiben 1561 
• eine unabhängige Kinderrechtsbeauftrage auf Landesebene mit echten Kompetenzen 1562 
• Jugendbeteiligung auf Landesebene und in den Kommunen nach Absprache mit dem 1563 

Landesjugendring NRW einrichten 1564 
• niedrigschwellige, barrierefreie Beteiligungsformate – analog und digital, begleitet 1565 

von politischer Bildung und Empowerment 1566 
• In allen Einrichtungen des Bildungs- und Erziehungswesens Kindern und 1567 

Jugendlichen eine altersgemäße Mitbestimmung ermöglichen 1568 
• die Elternbeteiligung an Kindertagesstätten zu einer Elternmitbestimmung ausbauen.  1569 
• in allen Ministerien, deren Angelegenheiten auch Kinder und Jugendliche betreffen, 1570 

Arbeitsgruppen zur zügigen Umsetzung der Rechte von Kindern und Jugendlichen 1571 
gemäß Kinderrechtskonvention in den Gesetzen und Verwaltungsverfahren ihrer 1572 
jeweiligen Ressorts einrichten. 1573 

1.6.2 Der wachsenden Kinderarmut den Nährboden entziehen 1574 

Die Kinderarmut in NRW hat ein bedrohliches Ausmaß erreicht. Wuchsen vor ein paar Jahren 1575 
noch rund ein Fünftel der Kinder und Jugendlichen in Armut auf, sind es mittlerweile rund ein 1576 
Viertel. 1577 

Kinderarmut trifft besonders Alleinerziehende, kinderreiche Familien und Familien mit zu 1578 
geringem Erwerbseinkommen oder Erwerbslosigkeit. Kinder mit Migrationsgeschichte sind 1579 
häufiger, geflüchtete Kinder sogar fast immer von Armut betroffen. 1580 

Besonders dramatisch ist die Lage in Teilen des Ruhrgebiets. In Gelsenkirchen wachsen 1581 
inzwischen über vierzig Prozent der Kinder in Bürgergeld-Haushalten auf. Aber auch die 1582 
Großstädte selbst spalten sich immer mehr in wohlhabende und abgehängte Stadtteile auf, 1583 
in denen die Risiken für die Entwicklung von Kindern hoch sind. 1584 

Die Armut und Benachteiligung vieler Kinder, Jugendlicher und ihrer Familien dort wirksam 1585 
zu bekämpfen ist für uns eine Frage der sozialen Gerechtigkeit. Deshalb wollen wir 1586 
öffentliche Mittel gezielt an die richtigen Orte bringen. Das sind vor allem die Wohnquartiere 1587 
der Familien mit geringem Einkommen. 1588 

Auf Bundesebene setzen wir uns für eine Kindergrundsicherung ein, die Kinder armer Eltern 1589 
besonders unterstützt. Wir wollen das Kindergeld auf 350 Euro erhöhen und einen 1590 
Kinderzuschlag für Kinder, die in Armut leben (altersgestaffelt bis zu maximal 379 Euro 1591 
monatlich). 1592 

Kinderarmut bedeutet nicht nur materielle Einschränkungen, sondern auch soziale 1593 
Ausgrenzung, Bildungsnachteile, gesundheitliche und psychische Belastungen. Kinderarmut 1594 
schließt aus – aus Sportvereinen, Kulturangeboten, Schwimmbädern und Freizeitstätten. 1595 
Gleichwohl wurden Kinder- und Jugendeinrichtungen in den vergangenen Jahren nicht von 1596 
der Kürzungspolitik verschont.  Dabei wäre es gerade angesichts der hohen Kinderarmut 1597 
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und sozialer Polarisierung notwendig, mehr finanzielle Mittel und mehr Personal für die 1598 
Kinder und Jugendarbeit sowie Jugendhilfe zur Verfügung zu stellen. 1599 

Auch im Landtag können wir einiges unternehmen, um die Situation von armutsbetroffenen 1600 
Kindern und ihren Familien zu verbessern.  1601 

Als Linke wollen wir: 1602 
• den Ausbau statt Abbau der sozialen Infrastruktur 1603 
• ein kostenloses Mittagessen in Kitas und Schulen einführen. 1604 
• ein kostenloses Deutschland-Ticket für alle Schüler*innen in ganz NRW 1605 
• mehr Beratungsstellen für Familien, Kinder und Jugendliche einrichten, vor allem in 1606 

benachteiligten Wohnvierteln 1607 
• der Härtefallfonds „Alle Kinder essen mit“ muss ausgebaut und bekannter gemacht 1608 

werden. 1609 
• eine konsequente diversitäts- und armutsbewusste Familienpolitik 1610 
• die Entwicklung eines umfassenden Konzepts zur Bekämpfung von Kinderarmut mit 1611 

klaren Zielen, konkreten Maßnahmen und verbindlicher Finanzierung 1612 

1.6.3 Für eine gute Infrastruktur sorgen 1613 

Wir machen uns stark dafür, dass die Städte und Kommunen finanziell vom Land NRW dabei 1614 
unterstützt werden, die marode Infrastruktur wieder auf- und auszubauen. Für kaputte 1615 
Spielplätze, Jugendzentren und Sportplätze, Büchereien und Schwimmbäder muss dringend 1616 
Geld in die Hand genommen werden. 1617 

Statt Kürzungen bei der sozialen Infrastruktur brauchen wir Beratungsstellen, 1618 
Streetworker*innen und flächendeckende Sozialarbeit in guten Ganztagsschulen, Familien- 1619 
und Jugendzentren. 1620 

Die Beschäftigen der Jugendämter arbeiten schon lange am Limit. Beratung und Begleitung 1621 
Hilfe suchender Eltern können sie wegen Personalmangel und Unterausstattung nicht immer 1622 
leisten. Als Linke setzen wir uns für eine bedarfsdeckende personelle und sachliche 1623 
Ausstattung der Jugendämter in NRW ein.  1624 

Jugendliche erleben eine Stadt oft ganz anders als Erwachsene: als Ort von Regeln, 1625 
Einschränkungen, Ausschluss. Wer keinen Platz findet, wird schnell als „Problem“ betrachtet, 1626 
statt als Subjekt mit Ideen, Bedürfnissen und Energie. Daher stellen Jugendzentren gerade 1627 
selbstverwaltete, einen wichtigen Eckpfeiler kommunaler Jugend- und Präventionspolitik 1628 
dar. Sie bieten Jugendlichen Raum zur Entfaltung, zum Ausprobieren und zum Widerspruch. 1629 
Sie sind wichtige Rückzugs-, Bildungs- und Freiräume – vor allem, wenn Schule, Familie oder 1630 
das Wohnumfeld belasten. Damit sind sie genau das, was junge Menschen brauchen, um in 1631 
einer Gesellschaft anzukommen und sie mitzugestalten. Daher wollen wir die Angebote der 1632 
Offenen Arbeit und in den Jugendzentren ausbauen sowie die Jugendsozialarbeit stärken. 1633 

Jugendliche müssen bei Ihrem Übergang in die Selbständigkeit, unter anderem mit der 1634 
Schaffung von bezahlbarem Wohnraum unterstützt werden. 1635 
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Als Linke wollen wir: 1636 
• die Kinder- und Jugendhilfe und Schulsozialarbeit besser finanzieren 1637 
• den Kinder- und Jugendförderplan bedarfsorientiert aufstocken und die Angebote 1638 

stärker struktur- als projektorientiert fördern 1639 
• eine Landesförderung für bestehende und zur Schaffung neuer selbstverwalteter 1640 

Kinder- und Jugendtreffs einführen. 1641 
• betreute Abenteuer- und Naturspielplätze für jedes Wetter einrichten. 1642 
• Mobile Spielbetreuung im öffentlichen Raum (Spielmobil) fördern. 1643 
• Freiflächen zur Verfügung stellen, um zum Beispiel durch Förderung öffentlicher 1644 

Bolzplätze, Graffitiflächen, Skater- und Streetball-Anlagen 1645 

1.6.4 Kinder und Jugendliche vor Gewalt schützen 1646 

Die Verwirklichung des Rechts auf eine gewaltfreie Erziehung muss zentraler Bestandteil der 1647 
Kinder- und Jugendpolitik sein. Daher braucht es eine dauerhafte und sicher finanzierte 1648 
Jugendhilfe, Schulsozialarbeit und Arbeit mit Eltern in den Familienzentren. 1649 

Die Corona-Pandemie, wirtschaftliche Belastungen und gesellschaftliche Spannungen haben 1650 
die häusliche Gewalt stark zunehmen lassen. Kinderschutz und Jugendämter sind jedoch 1651 
nicht ausreichend gestärkt worden. Kinder und Jugendliche müssen besser vor häuslicher 1652 
und sexueller Gewalt geschützt werden, daher müssen Erziehungshilfen, Beratungsstellen 1653 
und Präventivangebote städtisch gefördert und ausgebaut werden. Das Land muss die 1654 
Kommunen dringend besser unterstützen, mehr zentrale Schutzstrukturen schaffen und die 1655 
Zusammenarbeit zwischen Jugendämtern fördern. Dabei müssen die Angebote dennoch 1656 
passgenau auf die lokalen Bedürfnisse abgestimmt bleiben. 1657 

Gewalterfahrungen in der Kindheit erhöhen das Risiko, erlebte Gewaltmuster später selbst 1658 
weiterzugeben. Deshalb wollen wir Kitas, Schulen und die Jugendhilfe in ihrer Arbeit für 1659 
einen gewaltfreien Umgang miteinander unterstützen. 1660 

Wir lehnen den Einsatz von Sicherheitsdiensten in der Kinder- und Jugendhilfe ab. 1661 

Stattdessen setzen wir uns für eine starke, gut ausgestattete, diskriminierungskritische und 1662 
menschenrechtsbasierte Kinder- und Jugendhilfe ein, die junge Menschen schützt, ihre 1663 
Rechte sichert, Beteiligung ermöglicht und ihnen echte Perspektiven eröffnet. 1664 

Wir wollen in Kitas und Schulen eine Sexualpädagogik etablieren, die auf 1665 
Missbrauchsprävention abzielt und dabei Eltern miteinbezieht und ihre Sorgen ernst nimmt. 1666 
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Als Linke wollen wir: 1667 
• gewaltfreie Erziehung und Erziehung zur Gewaltfreiheit in Kitas und Schulen fördern 1668 
• Flächendeckende Anti-Gewalt-Projekte mit Kindern und Jugendlichen organisieren 1669 
• Niederschwellige, mehrsprachige und diskriminierungssensible Anlaufstellen 1670 

flächendeckend schaffen 1671 
• Elternarbeit in flächendeckenden Familienzentren verbessern 1672 
• Anbindung aller Kinder- und Jugendärzt*innen an Kinderschutznetzwerke (z.B. 1673 

RISKID), um „Ärztehopping“ entgegenzuwirken und einen schnelleren Austausch 1674 
zwischen Kinderärzt*innen bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung zu ermöglichen 1675 

• die Zusammenarbeit zwischen Jugendämtern, Schulen, Kitas und 1676 
Gesundheitswesend verbindlich regeln 1677 

Wir setzen uns ein für den besonderen Schutz und spezifische Unterstützungsangebote 1678 
für Kinder: 1679 

• In Geflüchtetenunterkünften 1680 
• Wohnungsloser Eltern 1681 
• Mit Behinderungen 1682 
• Die häusliche Gewalt erleben 1683 

1.6.5 An alle denken bei Gesundheit und Inklusion 1684 

Wir machen uns für einen besseren Zugang zum Gesundheitssystem für Kinder und 1685 
Jugendliche stark. Neben ausreichenden Kinderärzt*innen wollen wir eine flächendeckende 1686 
Versorgung in der Stadt und auf dem Land im Bereich der psychischen Gesundheit (Mental 1687 
Health). 1688 

Die Folgen der Coronapandemie haben eklatante Versorgungslücken im Bereich der 1689 
Psychotherapie und Psychiatrie für Kinder und Jugendliche aufgezeigt. Die Kapazitäten 1690 
müssen dringend ausgebaut, Anlaufstellen gut ausgestattet und wo sie noch fehlen, 1691 
geschaffen werden. Dafür benötigt NRW ein Sofortprogramm, um bedarfsgerechte 1692 
Kapazitäten der psychosozialen Unterstützungsangebote zu finanzieren. 1693 

Die Inklusion von Kindern und Jugendlichen mit Erkrankungen oder Behinderungen kann nur 1694 
mit mehr finanziellen Ressourcen gelingen. Wir wehren uns gegen Kürzungen in diesem 1695 
sensiblen Bereich. 1696 

Als Linke wollen wir: 1697 
• Psychotherapeutische und psychiatrische Angebot für Kinder und Jugendliche 1698 

wohnortnah vorhalten, ohne langes Warten 1699 
• Niederschwellige Anlaufstellen für Jugendliche zur Beratung und Vorsorge bei 1700 

psychischen Schwierigkeiten wie Angststörungen, Depressionen und 1701 
Suchterkrankungen 1702 

• Ausreichend Kinderärzt*innen in der Stadt und auf dem Land 1703 
• Sprachmittlung in der Gesundheitsversorgung und Psychotherapie finanzieren sowie 1704 

die Psychosozialen Zentren für geflüchtete Kinder und Jugendliche ausbauen 1705 
• gleichen Zugang zur Gesundheitsversorgung für alle Kinder und Jugendlichen 1706 

unabhängig vom Aufenthaltsstatus 1707 

1.6.6 Migration: Gleiche Rechte und gleiche Chancen 1708 
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Migration ist und bleibt ein wesentlicher Bestandteil unseres Landes. Menschen kommen 1709 
nach NRW, um zu arbeiten, zu lernen, ihre Familien zusammenzuführen oder sich eine 1710 
Zukunft aufzubauen. Doch statt klarer Perspektiven ist das Leben vieler Zugewanderter 1711 
geprägt von Unsicherheit, einem prekären Aufenthaltsstatus und eingeschränkten Rechten. 1712 
Wir Linken treten für gleiche Rechte und Chancen ein. 1713 

Ein großer Antrieb für Migration ist der verständliche Wunsch, seiner Familie ein besseres 1714 
Leben zu ermöglichen. Oft kann sich nur ein Familienmitglied auf den Weg begeben, in der 1715 
Hoffnung, die Familie irgendwann sicher nachholen zu können. Partner*innen sollten 1716 
zusammenleben und Kinder in Sicherheit bei beiden Elternteilen aufwachsen. Das ist nicht 1717 
nur menschlich geboten, sondern erhöht auch die Chancen auf gleichberechtigte Teilhabe.  1718 

Das Gesetz definiert Familie aktuell nur über biologische Verwandtschaft oder die Ehe. Das 1719 
entspricht nicht der Lebensrealität vieler Menschen. Ein besseres Konzept ist das der 1720 
„sozialen Familie“, die sich über dauerhafte emotionale Fürsorge und soziale Verantwortung 1721 
füreinander definiert.  1722 

Als Linke setzen wir uns für ein Umdenken von der rechtlichen zur sozialen Familie ein. 1723 

Wir setzen uns ein für eine Bundesratsinitiative des Landes NRW für Familiennachzug als 1724 
Grundrecht und nicht als Gnadenakt und eine Bundesratsinitiative des Landes NRW für 1725 
sichere und verlässliche Aufenthaltsrechte statt Kettenduldungen und dauerhafter 1726 
Unsicherheit  1727 

Wir setzen auf den Abbau institutioneller Diskriminierung sowie die Anerkennung und 1728 
Würdigung von Mehrsprachigkeit und interkultureller Kompetenz als gesellschaftliche 1729 
Stärken und Ressourcen. In Behörden, Verwaltungen, Schulen und im öffentlichen Dienst 1730 
sollen diese Schlüsselkompetenzen verbindlicher Standard werden. 1731 

Als Linke wollen wir: 1732 
• die Anerkennung und Würdigung von Mehrsprachigkeit und interkultureller 1733 

Kompetenz als gesellschaftliche Stärke  1734 
• die verbindliche Anerkennung von Mehrsprachigkeit und interkultureller Kompetenz 1735 

als Qualifikation in öffentlichen Institutionen  1736 
• mehrsprachige Angebote und gezielte Rekrutierung von Menschen mit internationaler 1737 

Familiengeschichte  1738 

Gleiche Bildungschancen für Kinder mit internationaler Familiengeschichte 1739 

Bildung entscheidet maßgeblich über gesellschaftliche Teilhabe. Dennoch hängen 1740 
Bildungschancen in NRW noch immer stark von Herkunft und sozialem Status ab. Die Linke 1741 
NRW will gleiche Chancen für alle Kinder und Jugendlichen schaffen und Mehrsprachigkeit 1742 
als gesellschaftliche Stärke fördern. 1743 
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Als Linke wollen wir: 1744 
• gleiche Bildungschancen für alle Kinder durch bessere Ausstattung von Schulen, 1745 

insbesondere in benachteiligten Stadtteilen  1746 
• frühzeitige und gezielte Förderung in Bildungseinrichtungen  1747 
• Den vollumfänglichen Schulbesuch allen Kindern und Jugendlichen ermöglichen, auch 1748 

in Sammelunterkünften für Geflüchtete 1749 

1.6.7 Schutz vor Diskriminierung, Rassismus und Ausgrenzung 1750 

Rassismus und Diskriminierung beschränken Lebenschancen, verhindern gesellschaftliche 1751 
Teilhabe und untergraben demokratischen Zusammenhalt. Sie wirken nicht nur im Alltag, 1752 
sondern auch in Behörden, Schulen, auf dem Wohnungsmarkt und in staatlichen 1753 
Institutionen. Die Linke NRW tritt für eine Gesellschaft ein, in der Menschen unabhängig von 1754 
Herkunft, Hautfarbe oder Religionszugehörigkeit gleichbehandelt werden. Dafür braucht es 1755 
wirksame Schutzstrukturen, starke Beratungsangebote und den konsequenten Abbau 1756 
institutioneller Diskriminierung. 1757 

Diskriminierung muss sichtbar gemacht und wirksam bekämpft werden. Menschen brauchen 1758 
unabhängige Stellen, die sie unterstützen und Missstände benennen. 1759 

Um Rassismus vorzubeugen und zu bekämpfen, ist es notwendig, 1760 
Antidiskriminierungsberatungsstellen aus- und aufzubauen. Diese müssen die Möglichkeit 1761 
haben, sich sowohl bei strukturellen als auch bei konkreten Einzelfällen einzubringen. 1762 

Als Linke wollen wir: 1763 
• Ausbau und Stärkung der Antidiskriminierungsberatung  1764 
• Ausweitung des Geltungsbereiches des Landesantidiskriminierungsgesetzes auf 1765 

Kommunal- und Kreisebene  1766 
• Abbau institutioneller Diskriminierung in Bildung, Verwaltung, Wohnungs- und 1767 

Arbeitsmarkt  1768 
• Abbau von institutionellem Rassismus und Racial Profiling durch Polizei und Behörden 1769 
• eine flächendeckende Gewährleistung von leicht zugänglicher Jugend(sozial)arbeit, 1770 

die sich aktiv gegen Rassismus, Antisemitismus, Ableismus, Queerfeindlichkeit, 1771 
Sexismus und rechte Ideologien positioniert 1772 

• geschützte Räume für Mädchen, queere Jugendliche und mehrfach diskriminierte 1773 
Gruppen 1774 

• die Förderung von Empowerment-Projekten für queere, migrantische, disabled und 1775 
mehrfach diskriminierte Jugendliche sowie Antidiskriminierungsarbeit 1776 

• die enge Zusammenarbeit mit Migrant*innen-Selbstorganisationen, queeren 1777 
Jugendgruppen, feministischen Initiativen und anderen zivilgesellschaftlichen 1778 
Akteur*innen 1779 

Kinder und Jugendliche, kranke und alte Menschen, Schwangere, Menschen mit 1780 
Behinderung sowie andere vulnerable Personen dürfen weder abgeschoben noch in 1781 
Abschiebehaft genommen werden. Abschiebehaft ist Freiheitsentzug ohne Straftat und 1782 
deshalb abzulehnen. Wir fordern die Schließung aller Abschiebehaftanstalten und setzen 1783 
uns auf Bundesebene für die vollständige Abschaffung der Abschiebehaft ein. 1784 

1.6.8 Familien stärken: Die Rush-Hour des Lebens entschleunigen. 1785 
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Die Linke vertritt einen weiten und inklusiven Familienbegriff. Familie ist dort, wo Menschen 1786 
füreinander soziale Verantwortung übernehmen – unabhängig von Trauschein, sexueller 1787 
Orientierung und geschlechtlicher Identität. 1788 

Zeit spielt für Familien mit kleinen Kindern eine zentrale Rolle. Man spricht auch von der 1789 
Rush-Hour des Lebens. Wichtig ist das die Balance zwischen den einzelnen Komponenten 1790 
(Erwerbszeit, Kinderzeit, Paarzeit, Eigenzeit) zu finden. 1791 

Häufig besteht die Gefahr, dass die Komponenten Paar- und Eigenzeit in jungen Familien 1792 
zurückgedrängt wird und im ungünstigsten Falle fast bis gar nicht mehr vorhanden ist. 1793 

Dies gefährdet die physische und psychische Gesundheit und Stabilität der Familien und 1794 
kann im Ergebnis oft zu Beeinträchtigungen der anderen Zeitkomponenten Erwerbszeit und 1795 
Kinderzeit führen. 1796 

Statt einer Flexibilisierung von Arbeitszeit, die sich lediglich an betrieblichen Erfordernissen 1797 
orientiert, brauchen Beschäftigte mehr Zeitautonomie. Politik hat die Möglichkeit durch 1798 
Rahmenbedingungen auf diese Balance aufmerksam zu machen und junge Familien auch 1799 
durch entsprechende gesetzliche Regelungen zu unterstützen. 1800 

Wir treten für die Beibehaltung klassischer Ruhephasen der Gesamtgesellschaft und damit 1801 
auch der Familien ein. Wochenendarbeit sollte die Ausnahme bleiben, um Raum für ein 1802 
gemeinschaftliches Erlebnis der Familien zu ermöglichen. Auch der klassische Ruhetag am 1803 
Sonntag führt zu einer Entschleunigung in Familien und Gesamtgesellschaft. 1804 

Eltern brauchen qualitativ gute und verlässliche Betreuungseinrichtungen, damit eine 1805 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf gewährleistet wird. Es muss deshalb massiver vom 1806 
Bund in den Ausbau der öffentlichen und gebührenfreien Kinderganztagsbetreuung für alle 1807 
Altersgruppen investiert werden. Der Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung muss 1808 
umgesetzt werden – und ausreichend qualitativ hochwertige Plätze geschaffen werden. 1809 

Die fehlende Verlässlichkeit befördert gerade im realen Leben ein überkommenes 1810 
Rollenmodell. Frauen, denen man erzählt sie können alles werden, bleiben auch aufgrund 1811 
des Gender Pay Gaps viel zu oft wieder zu Hause, wenn die Betreuungseinrichtungen 1812 
ausfallen. Und auch in Notfallsituationen sind es mehrheitlich die Frauen, die dann 1813 
„einspringen“. 1814 

Care-Arbeit ist Arbeit und muss als solche anerkannt werden. Frauen leisten rund 44 1815 
Prozent mehr unbezahlte Sorgearbeit als Männer, fast neun Stunden pro Woche. Für 1816 
erwerbstätige Frauen bedeutet das: Nach Feierabend beginnt zu Hause die „zweite 1817 
Schicht“. Wer sich für Kinder entscheidet, entscheidet sich auch für das gemeinsame Leben 1818 
und den Alltag mit ihnen. Die alleinige Forderung nach Ganztagesbetreuung und 1819 
Ganztagsschulen läuft dem zuwider. Vielmehr bedarf es einer gesellschaftlichen 1820 
Anerkennung von Care-Arbeit und muss bei der Diskussion um Lohnerwerbstätigkeit 1821 
mitgedacht werden. Die Linke NRW setzt sich für eine Entlastung von Sorgenden bei der 1822 
Lohnerwerbsarbeitszeit ein mit der eine Arbeitszeitreduzierung bei vollem Lohnausgleich 1823 
ermöglicht wird. 1824 
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Als Linke wollen wir: 1825 
• Wochenendarbeit als Ausnahme für arbeitende Familienmitglieder 1826 
• Vollzeitarbeit verkürzen bei vollem Lohn- und Personalausgleich 1827 
• Kündigungsschutz für Eltern bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres des 1828 

Kindes ausweiten 1829 
• die Situation von Berufsrückkehrer*innen nach der Elternzeit stärken u.a. durch ein 1830 

ausdrückliches Rückkehrrecht auf den gleichen oder einen gleichwertigen 1831 
Arbeitsplatz 1832 

• eine gute Ganztagsbildung für Kinder sicherstellen. Dafür sind die Stellen der Sozial- 1833 
und Erziehungsberufe auszubauen und gerecht zu bezahlen. 1834 

• alle Bildungsangebote in Kitas und Schulen gebührenfrei stellen 1835 

1.6.9 Die digitalisierte Welt demokratisch gestalten 1836 

Die Gefahr, die von süchtig machenden Algorithmen, von profitorientiertem Content, von 1837 
ungesunden Körperbildern und von Hate-Speech im Netz ausgeht, ist real. Social-Media-1838 
Verbote für Jugendliche, wie sie von Politiker*innen aus CDU und SPD gefordert wurden, 1839 
bieten dafür aber keine Lösung. 1840 

Verbote für Nutzer*innen sind umgehbar und funktionieren nur bei weitgehender Kontrolle 1841 
und Überwachung. Die süchtig machenden Designs der Plattformen schaden nicht nur 1842 
Jugendlichen, sondern Menschen in allen Altersgruppen. Als Linke treten wir grundsätzlich 1843 
dafür ein, Jugendliche ernst zu nehmen und ihnen mehr Rechte und Mitsprache zu geben. 1844 
Sie dürfen nicht aus diesem Teil der Öffentlichkeit ausgeschlossen werden Stattdessen 1845 
wollen wir die Plattformen für ihre schädlichen Auswirkungen in die Verantwortung nehmen, 1846 
indem wir beispielsweise gesundheitsschädliche Algorithmen gesetzlich verbieten.  1847 

Eine linke Kinder- und Jugendpolitik setzt nicht auf Verbote, sondern auf Rechte, 1848 
Beteiligung, Bildung und Schutz. Statt Social Media pauschal zu verbieten, müssen 1849 
Jugendhilfe, Jugendarbeit und Medienbildung gestärkt werden. Gut ausgestattete 1850 
Jugendzentren, Schulsozialarbeit und außerschulische Bildungsangebote leisten mehr für 1851 
den Schutz junger Menschen als Verbotsdebatten. Wer Kinder schützen will, muss sich für 1852 
ausfinanzierte Unterstützungs- und Alternativangebote einsetzen und flächendeckend 1853 
kostenlosen und attraktiven Freizeitaktivitäten und Freiräume schaffen. 1854 

Als Linke wollen wir: 1855 
• Plattformen in die Verantwortung nehmen statt Social-Media-Verboten. Die 1856 

Landesregierung soll Druck machen für die Durchsetzung des Digital Services Act 1857 
und des Digital Markets Acts und die Weiterentwicklung zu einem Digital Fairness Act 1858 
fördern, der echte Transparenz schafft und süchtig machende Algorithmen verbietet. 1859 

• Aufklärung und Bildung: Alle Altersgruppen sollen Bildungsangebote in Digital- und 1860 
Medienkompetenz erhalten und über die Risiken der Plattformen und Algorithmen 1861 
aufgeklärt werden.  1862 

• die Auseinandersetzung mit rassistischer, antisemitischer, misogyner und 1863 
queerfeindlicher Hetze sowie rechter Radikalisierung im Netz 1864 

• Jugendhilfe, Jugendzentren und Schulsozialarbeit gut ausstatten und in kritischer 1865 
Medienkompetenz weiterbilden 1866 

 1867 
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1.7 Würde, Sicherheit und Teilhabe im Alter 1868 

Ende 2024 gab es in NRW fast vier Millionen Menschen über 65 Jahren. Im Alter von 65 1869 
Jahren hatten Frauen noch eine durchschnittliche Lebenserwartung von 20,6 Jahren, bei 1870 
Männern waren es 17,4 Jahre. Auch die durchschnittliche gesunde Lebenszeit ist in den 1871 
vergangenen Jahren gestiegen. Dabei gilt, dass die Lebenserwartung direkt mit dem 1872 
Einkommen gekoppelt ist: Arme Menschen werden häufiger und früher krank und 1873 
pflegebedürftig und sie sterben deutlich eher als wohlhabende Menschen.  1874 

Die gestiegene Lebenserwartung ist kein Problem, auf das die Politik mit Rentenkürzungen 1875 
und Kürzungen im Pflegesystem reagieren sollte. Im Gegenteil: Sie ist eine Chance, mit 1876 
Einbeziehung der älteren Menschen eine solidarische Gesellschaft zu schaffen, in der Jung 1877 
und Alt sich gegenseitig unterstützen und miteinander für ein gutes Leben kämpfen.  1878 

Für ein selbstbestimmtes Leben im Alter ist eine auskömmliche Rente von entscheidender 1879 
Bedeutung. Wer jahrzehntelang gearbeitet hat, soll auch im Alter seinen Lebensstandard 1880 
halten können. Dafür setzen wir als Linke und im Bundestag mit unserem Konzept einer 1881 
gesetzlichen Rentenversicherung ein, in die alle einzahlen - auch Selbstständige, Beamte 1882 
und Politiker*innen.  1883 

Im Landtag wollen wir dazu beitragen, dass alle Menschen in NRW auch im Alter ein gutes 1884 
Leben haben. Das bedeutet Zugang zu Kultur, Bildung, Freizeit und Sport, bezahlbares 1885 
barrierefreies Wohnen und Mobilität, eine flächendeckende gute Gesundheitsversorgung 1886 
und nicht zuletzt auch gute Pflege. 1887 

Ein gerechtes Altern bedeutet auch, die vielfältigen Lebensrealitäten aller Senior*innen 1888 
anzuerkennen und niedrigschwellige, barrierefreie, mehrsprachige und kultursensible 1889 
Angebote zu schaffen. 1890 

1.7.1 Altersarmut wirksam bekämpfen 1891 

Gegen die zunehmende Altersarmut helfen weder steuerfreie Zuverdienstmöglichkeiten 1892 
noch eine Erhöhung des Renteneintrittsalters, sondern nur gute Löhne, gesunde 1893 
Arbeitsbedingungen und eine Rentenpolitik, die die gesetzliche Rente stärkt, in dem sie 1894 
mehr gut Verdienende in die Rentenversicherung einbezieht.  1895 

Damit auch ältere Beschäftigte ihr Potenzial voll entfalten und sich an neue technische 1896 
Entwicklungen anpassen können, wollen wir die Fort- und Weiterbildung für sie 1897 
systematisch stärken. Fort- und Weiterbildung ist aber nicht nur für Erwerbstätige von 1898 
Bedeutung: Gerade für Rentner*innen können Bildungsangebote von der Volkshochschule 1899 
bis zum Studium im Alter Teilhabe und geistige Gesundheit stärken. Leider müssen 1900 
Rentner*innen häufig mehr für Bildungsangebote bezahlen als Berufstätige, weil ihnen kein 1901 
Arbeitgeber und keine Arbeitsagentur bei der Finanzierung hilft. 1902 

Bei der Umsetzung ist darauf zu achten, dass die Bildungsangebote niedrigschwellig, 1903 
mehrsprachig und kultursensibel gestaltet sind, damit sie auch von Seniorinnen mit 1904 
Migrationsgeschichte in Anspruch genommen werden können.  1905 

1.7.2 Gesellschaftliche Teilhabe durch Weiterentwicklung der Altenhilfe NRW 1906 
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Die aktuelle gesetzliche Grundlage für die sogenannte Altenhilfe ist in NRW im Alten- und 1907 
Pflegegesetz Nordrhein-Westfalen (APG NRW) sowie den Landesförderplan Alter und Pflege 1908 
NRW geregelt.  1909 

Damit individualrechtliche Ansprüche der Altenhilfe unabhängig vom eigenen Geldbeutel in 1910 
allen Landesteilen gleichermaßen wahrgenommen werden können, wollen wir als Linke die 1911 
Weiterentwicklung der landesgesetzlichen Ausgestaltung der Altenhilfe nach § 71 SGB XII 1912 
erreichen.  1913 

Als Linke wollen wir: 1914 
• verbindliche Kriterien und Regelungen für die soziale Infrastruktur und damit 1915 

vergleichbare Lebensbedingungen für ältere Menschen in allen Landesteilen 1916 
• einen flächendeckenden Sozialpass für Senior*innen, der die günstige bzw. 1917 

kostenfreie Teilhabe an Angeboten der Kultur, des Sports u.a. ermöglicht 1918 
• die interkulturelle und religionsinklusive Öffnung der Altenhilfe, sodass Angebote 1919 

unabhängig von Herkunft, Religion oder Weltanschauung für alle Seniorinnen 1920 
zugänglich sind 1921 

1.7.3 Politische Teilhabe stärken: Ehrenamt und Mitbestimmung 1922 

Wir wollen die rechtliche Stellung der Seniorenvertretungen stärken und ihre 1923 
Mitwirkungsrechte landesweit verbindlich ausgestalten. Dazu gehören ein gesetzlich 1924 
verankertes Antrags- und Rederecht in den kommunalen Gremien, soweit ihre Belange 1925 
betroffen sind, sowie eine bedarfsgerechte personelle und finanzielle Ausstattung, damit sie 1926 
ihre Aufgaben wirksam wahrnehmen können. Auf Landesebene wollen wir die 1927 
Beteiligungsrechte der Seniorenvertretungen gegenüber dem Landtag und der 1928 
Landesregierung ausbauen. 1929 

Als Linke wollen wir: 1930 
• ein gesetzlich verankertes Antrags- und Rederecht in den kommunalen Gremien, für 1931 

Seniorenvertretungen, soweit ihre Belange betroffen sind 1932 
• die Sicherstellung einer diversen Zusammensetzung der Seniorenvertretungen, die 1933 

die Vielfalt der älteren Bevölkerung, einschließlich der Menschen mit 1934 
Migrationsgeschichte 1935 

• Die Beteiligungsrechte der Seniorenvertretungen gegenüber dem Landtag und der 1936 
Landesregierung ausbauen 1937 

1.7.4 Beratungsangebote ausbauen 1938 

Wir setzen uns für eine flächendeckende Förderung von Begegnungsstätten, Seniorentreffs 1939 
und Nachbarschaftszentren sowie die gezielte Entwicklung von Programmen gegen 1940 
Einsamkeit im Alter ein. Zudem wollen wir den Ausbau mehrsprachiger Angebote 1941 
unterstützen. Langfristig verfolgen wir das Ziel, Beratungen für Senior*innen aus einer Hand 1942 
auszubauen und verstärkt aufsuchende Hilfen anzubieten. 1943 

Auf Senior*innen mit Migrationsgeschichte wollen wir angemessen eingehen. Dabei geht es 1944 
um Sprachbarrieren, unterschiedliche Krankheitsverständnisse, Versorgungserwartungen 1945 
oder traumatischen Erfahrungen durch Flucht und Krieg. 1946 
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Als Linke wollen wir: 1947 
• den flächendeckenden Ausbau von Begegnungsräumen und aufsuchenden Hilfen 1948 
• die Förderung von kultursensiblen und mehrsprachigen Beratungsangeboten 1949 

1.7.5 Verlässliche Kommunikation sicherstellen: digital und analog 1950 

Inklusion bedeutet für uns, dass niemand zurückgelassen werden darf, auch diejenigen 1951 
nicht, die bisher keinen Zugang zu digitaler Kommunikation gefunden haben. 1952 

Die Digitalisierung von öffentlichen Diensten darf nicht dazu führen, dass Menschen, die 1953 
nicht digital kommunizieren können oder wollen, von Leistungen ausgeschlossen werden.  1954 
Bürgerämter müssen auch weiterhin für Menschen ohne Internetanschluss nutzbar sein. 1955 

Wir wollen darüber hinaus auch weiterhin gezielt Angebote für Senior*innen fördern, die sie 1956 
zum Umgang mit digitalen Angeboten befähigen und/oder sie bei der Nutzung unterstützen. 1957 

Diese Angebote müssen mehrsprachig und niedrigschwellig sein, um auch Seniorinnen mit 1958 
geringen Deutschkenntnissen oder unterschiedlichen Bildungsniveaus zu erreichen. 1959 

Als Linke wollen wir: 1960 
• die Pflicht für Behörden, neben digitalen auch analogen Möglichkeiten zum Erledigen 1961 

von Verwaltungsangelegenheiten anzubieten 1962 

1.7.6 Keine Altersdiskriminierung  1963 

Der neunte Altersbericht der Bundesregierung weist auf Grundlage einer repräsentativen 1964 
Befragung im März 2025 auf das wachsende Problem der Altersdiskriminierung hin. Im 1965 
Gesundheitsbereich erleben alte Menschen zum Beispiel, dass man ihnen keine 1966 
Behandlungsmöglichkeiten und Therapieangebote aufzeigt oder eine Depression als „im 1967 
Alter normal“ bezeichnet, anstatt sie angemessen zu behandeln. Die Befragung ergab, dass 1968 
hochaltrige Frauen durchgängig stärker benachteiligt waren als Männer, ebenso wie 1969 
Menschen mit niedrigem Einkommen, niedriger Bildung und Migrationshintergrund.  1970 

Als Linke setzen wir uns gegen jede Form der Diskriminierung aus Altersgründen ein. Wir 1971 
wollen die Arbeit der Servicestellen für Antidiskriminierungsarbeit neben den wichtigen 1972 
Aufgaben im Bereich rassistischer oder antisemitischer Diskriminierung auch auf den 1973 
Bereich der altersbezogenen Diskriminierungen ausweiten und die Stellen entsprechend 1974 
finanziell und personell aufstocken. 1975 

Gerade mehrfach diskriminierte Menschen wie Menschen mit internationaler 1976 
Familiengeschichte, Angehörige ethnischer oder religiöser Minderheiten oder queere 1977 
Menschen benötigen Anlaufstellen, in denen sie willkommen sind. Der Ausbau von 1978 
entsprechenden Strukturen sollte sich daher diesen bisher unerfüllten Bedarfen zuwenden. 1979 

Als Linke wollen wir: 1980 
• eine diskriminierungsfreie und bedarfsgerechte Versorgung von Menschen jedes 1981 

Alters in allen Bereichen 1982 

1.7.7 Mobilität und Barrierefreiheit sichern 1983 
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Unser Nahverkehr in NRW hat viele Probleme wie die fehlende Zuverlässigkeit und 1984 
Sauberkeit, fehlende Barrierefreiheit sowie zu hohe Fahrpreise. 1985 

Die jüngste Fahrpreisreform der Verkehrsverbünde hat zudem noch die gerade von 1986 
Senior*innen viel genutzten Kurzstreckentickets abgeschafft und die Verfügbarkeit von 1987 
nicht digitalen Tickets stark eingeschränkt.  1988 

Perspektivisch wollen wir Linken den Nahverkehr in ganz NRW für alle Menschen 1989 
gebührenfrei machen.  1990 

Als Zwischenschritt wollen wir ein bundesweites Ticket für maximal 9 Euro im Monat, das 1991 
nicht nur digital verfügbar sein darf.  1992 

Der Umbau der Bahn zur Börsenbahn hat zur Vernachlässigung der Investitionen in 1993 
Bahnhöfe und Haltepunkte geführt. Wir setzen uns ein für die Beschleunigung des 1994 
barrierefreien Umbaus aller Bahnhaltepunkte und der Einführung barrierefreier Züge  1995 

Im ländlichen Raum setzen wir uns für die Förderung flexibler Mobilitätsangebote wie 1996 
Anrufsammeltaxis ein.  1997 

Als Linke wollen wir: 1998 
• zuverlässige, bezahlbare und barrierefreie Mobilität für alle Menschen mit der 1999 

besonderen Berücksichtigung der Bedürfnisse von Senior*innen 2000 

1.7.8 Nahversorgung und altersgerechtes Wohnen 2001 

NRW braucht Wohnbezirke mit kurzen Wegen und barrierefreier Infrastruktur. Wir vertreten 2002 
das Konzept der 15- Minuten-Stadt: Alltägliche Einrichtungen und Angebote müssen 2003 
fußläufig auch für ältere Menschen erreichbar sein. In diesem Sinne setzen wir uns ein für 2004 
mehr Nahversorgungsangebote, ausreichenden Sitzgelegenheiten im öffentlichen Raum und 2005 
kostenfreie, gepflegte öffentliche Toiletten. Wir wollen erreichen, dass Menschen auch im 2006 
Alter ihre Wohnung noch bezahlen können, nicht die Wohnung verlieren und im 2007 
angestammten Umfeld einen würdigen Lebensabend verbringen können. Das Land NRW 2008 
sollte Initiativen fördern, die für junge und ältere Menschen Mehrgenerationen-Projekte des 2009 
gemeinsamen Wohnens entwickeln. 2010 

Gerade für ältere Menschen mit Migrationsgeschichte ist das angestammte Umfeld oft von 2011 
zentraler Bedeutung. Wir setzen uns für den Erhalt und Ausbau von Stadtteilzentren mit 2012 
interkulturellen Angeboten ein. 2013 

Als Linke wollen wir: 2014 
• mehr Nahversorgungsangebote, bezahlbaren Wohnraum und die Förderung von 2015 

alternativen Wohnformen. (Jung und Alt, Mehrgenerationen) 2016 
• dass ältere Menschen nicht mehr wegen Eigenbedarfs ihre Wohnungen verlieren 2017 

können 2018 
• Wohnprojekte, die explizit interkulturelle Gemeinschaften fördern und Räume für 2019 

gemeinsames Feiern, Kochen und Austausch bieten 2020 

1.7.9 Gesundheit und Pflege 2021 
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Gerade für ältere Menschen ist eine wohnortnahe und barrierefreie Gesundheitsversorgung 2022 
von großer Bedeutung. Die schwarz-grüne Landesregierung verfolgt gemeinsam mit der 2023 
Bundesregierung den Plan, die Krankenhäuser weiter zu zentralisieren und zu spezialisieren. 2024 
Das bedeutet weitere Wege für die Patient*innen und für die Rettungsdienste. Die 2025 
ambulante Versorgung, die nach der Auffassung der Landesregierung Krankenhäuser 2026 
ersetzen soll, ist aber genau dort, wo Krankenhäuser geschlossen werden, oft nicht 2027 
vorhanden.  2028 

Eine wohnortnahe medizinische und pflegerische Versorgung ist nicht nur in ländlichen 2029 
Regionen gefährdet, sondern zunehmend auch in den ärmeren Stadtteilen der Großstädte. 2030 
Dort leben überdurchschnittlich viele ältere Menschen mit Migrationsgeschichte, die 2031 
zusätzlich auf kultursensible und mehrsprachige Gesundheitsangebote angewiesen sind. 2032 
Immer längere Wege zur Erstversorgung gefährden Menschenleben, insbesondere bei 2033 
Herzinfarkten und Schlaganfällen. Die monatelange Debatte um private Rechnungen für 2034 
Rettungswagenfahrten hat viele Menschen verunsichert. 2035 

Rettungsdienste und Notfallversorgung sind Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge und 2036 
müssen aus Steuermitteln und Krankenkassenbeiträgen finanziert werden, nicht aus den 2037 
Taschen derjenigen, die sie in einem Notfall anrufen.  2038 

Wir setzen uns dafür ein, im Gesundheitswesen nicht nur die Barrieren in den Praxen, 2039 
sondern auch die Barrieren zwischen ambulanter und stationärer Versorgung abzubauen 2040 
und Versorgung nicht vor allem dort anzubieten, wo sie sich rechnet, sondern dort, wo sie 2041 
gebraucht wird.  2042 

Dafür setzen wir in den Stadtteilen der Großstädte auf neue Konzepte wie 2043 
Gesundheitszentren, im ländlichen Raum auf mobile Arztpraxen und Modelle wie „AGNES“ 2044 
und „VERAH“, in denen Ärzt*innen von speziell geschulten Pflegekräften unterstützt werden, 2045 
die zum Beispiel zeitaufwändige Hausbesuche übernehmen. 2046 

Wir fordern zudem die Förderung von Community Health Navigatoren, die als Brücke 2047 
zwischen migrantischen Communities und dem Gesundheitssystem fungieren. Sie helfen bei 2048 
Sprachbarrieren, klären über Behandlungsmöglichkeiten auf und begleiten ältere Menschen 2049 
mit Migrationsgeschichte durch das komplexe Gesundheitssystem. 2050 

Wir wollen ein Programm für die Rekommunalisierung von Pflegeeinrichtungen. Dafür und für 2051 
dringend erforderliche Plätze zur Tages- und Kurzeitpflege braucht es öffentliche 2052 
Investitionen in die Pflegeinfrastruktur. Notwendig ist eine bedarfsdeckende personelle und 2053 
finanzielle Ausstattung der Sozialämter, um eine schnellere Bearbeitung von Anträgen der 2054 
Hilfe zur Pflege zu gewährleisten.  2055 

Zur Entlastung von pflegenden Angehörigen braucht es regionale Pflegepools, auf deren 2056 
Unterstützung sie bei Abwesenheit oder Krankheit schnell und unbürokratisch zurückgreifen 2057 
können. 2058 
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Als Linke wollen wir: 2059 
• eine bessere gesundheitliche Versorgung und Pflege älterer Menschen und die 2060 

Rekommunalisierung von Pflegeeinrichtungen 2061 
• Praxen und Kliniken sollten auch weiterhin eine telefonische Terminvergabe anbieten 2062 

und nicht nur einen digitalen Weg bzw. einen Chat-Bot 2063 
• den Ausbau kultursensibler und mehrsprachiger Gesundheitsangebote sowie die 2064 

Förderung von Community Health Navigatoren 2065 

1.7.10 Hitzeschutz 2066 

Gegen zunehmende Hitzebelastungen brauchen wir mehr spezielle Angebote für ältere 2067 
Menschen. Alle kommunalen Begegnungsstätten sollten als Kühlorte in Hitzeperioden 2068 
ausgebaut sein. Auch Senior*innenwohn- und Pflegeeinrichtungen müssen hitzefest 2069 
werden. In öffentlichen Gebäuden fordern wir flächendeckend Trinkwasserspender zu 2070 
installieren. Zusätzlich brauchen wir mehr Trinkbrunnen im öffentlichen Raum. Auf 2071 
geeigneten Dächern kommunaler Gebäude ist die Dachbegrünung eine Maßnahme, die allen 2072 
Menschen zugutekommt. Morgentermine bei Ärzt*innen und in Bürgerämtern erleichtern 2073 
unvermeidliche Wege. Vor allem für alleinlebende älteren Menschen müssen spezielle 2074 
aufsuchende Angebote der Nachbarschaftshilfe ausgebaut werden. 2075 

Als Linke wollen wir: 2076 
• den verbindlichen Ausbau von Hitzeschutz mit unterschiedlichen Maßnahmen, damit 2077 

es überall „Kühlorte“ für die vulnerablen Gruppen in unserer Gesellschaft gibt 2078 
• flächendeckende Trinkwasserspender 2079 
• Dachbegrünung auf kommunalen Gebäuden 2080 
• aufsuchende Angebote der Nachbarschaftshilfe für alleinlebende ältere Menschen 2081 

mit mehrsprachiger und kultursensibler Ansprache 2082 

 2083 
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1.8 Gutes Leben auf dem Land: für gleichwertige Lebensverhältnisse überall 2084 

Nordrhein-Westfalen ist mehr als seine großen Städte. Zwischen Rhein, Ruhr, Lippe und 2085 
Weser liegen hunderte Dörfer, Kleinstädte und ländlich geprägte Regionen, die für viele 2086 
Menschen Heimat sind. Hier kennt man seine Nachbarn noch. Vereine prägen das 2087 
gesellschaftliche Leben und viele Menschen schätzen die Nähe zur Natur, den 2088 
Zusammenhalt und die hohe Lebensqualität. 2089 

Das Leben auf dem Land hat viele positive Seiten. Gleichzeitig stehen viele Regionen vor 2090 
großen Herausforderungen. Die nächste Arztpraxis ist oft weit entfernt, Busse und Bahnen 2091 
fahren zu selten, und immer mehr Geschäfte, Gaststätten oder Treffpunkte verschwinden. 2092 
Wer kein Auto besitzt, jung oder älter ist, stößt im Alltag häufig auf Hindernisse. Viele 2093 
Menschen haben das Gefühl, dass sich politische Entscheidungen zu stark an den 2094 
Bedürfnissen der Großstädte orientieren. 2095 

Wir als Linke finden: Gute Lebensbedingungen dürfen keine Frage des Wohnortes sein. 2096 
Menschen auf dem Land haben den gleichen Anspruch auf Mobilität, 2097 
Gesundheitsversorgung, Kultur, Sicherheit und gesellschaftliche Teilhabe wie Menschen in 2098 
den Ballungsräumen. Unser Ziel sind gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Nordrhein-2099 
Westfalen. Dafür braucht es Investitionen, eine starke öffentliche Daseinsvorsorge und eine 2100 
Politik, die die Besonderheiten des ländlichen Raums ernst nimmt. 2101 

1.8.1 Nächster Halt: Mobilität im ländlichen Raum 2102 

Wer im ländlichen Raum von A nach B kommen möchte, ist viel zu oft auf das Auto 2103 
angewiesen. Viele wichtige Bus- oder Bahnverbindungen existieren nicht, fahren zu selten 2104 
oder abends nicht mehr bis nach Hause zurück. Für Rentner*innen, Kinder- und Jugendliche 2105 
und Menschen ohne Führerschein bedeutet das, dass sie nicht am öffentlichen Leben 2106 
teilnehmen können. Das wollen wir ändern. 2107 

Jeder Mensch sollte das Recht und die Möglichkeit haben sich zu bewegen, egal ob er ein 2108 
Auto besitzt oder nicht.  2109 

Als Linke wollen wir: 2110 
• eine Investitionsoffensive für Schienen und Bahnhöfe im ländlichen Raum  2111 
• in möglichst jeder Gemeinde ab 10.000 Einwohnern eine Bahnhaltestelle 2112 
• die Reaktivierung stillgelegter Schienen 2113 
• mehr Schnellbusverbindungen zwischen den Gemeinden 2114 
• regen- und windgeschützte Haltestellen  2115 

1.8.1.1 Alternative Mobilitätsangebote 2116 

Der Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs ist die zentrale Stellschraube in der für 2117 
die Menschen und die Umwelt wichtigen Mobilitätswände. Mobilität findet aber nicht nur 2118 
über weite Entfernungen statt. Häufig sind es die kleinen und mittleren Wege zur Ärztin, 2119 
beim Einkaufen oder in eine andere Nachbarschaft, bei denen es an Angeboten fehlt. Die 2120 
Mobilität der Zukunft muss auch den individuellen Bedürfnissen der Menschen gerecht 2121 
werden. 2122 
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Als Linke wollen wir: 2123 
• den Ausbau und die Förderung von On-Demand Systemen 2124 
• eine genossenschaftliche Mitfahrplattform  2125 
• die Förderung von Leihfahrrädern und Carsharings in Kommunen  2126 
• die Förderung von Bürgerbussen 2127 

1.8.1.2 Sicher und schnell zu Fuß und mit dem Rad 2128 

Wer im ländlichen Raum zu Fuß oder mit dem Fahrrad unterwegs ist, kennt die Probleme: zu 2129 
schmale Gehwege, parkende Autos oder gefährliche Stellen. Geh- und Radwege enden oft 2130 
ohne einen sicheren Anschluss, und Standstreifen sind für Radfahrende häufig die 2131 
schnellste Verbindung zwischen zwei Orten. Der Zustand unserer Geh- und Radwege 2132 
erschwert nicht nur das Leben, er stellt eine echte Gefahr dar. 2024 erlitten in Deutschland 2133 
109.000 der sogenannten „schwachen Verkehrsteilnehmer*innen“ bei einem Unfall 2134 
Verletzungen. Das darf so nicht bleiben. In NRW gehen täglich tausende Schulkinder zu ihrer 2135 
Haltestelle oder fahren mit dem Fahrrad zur Schule. Besonders für sie müssen unsere Wege 2136 
sicher sein.  2137 

Als Linke wollen wir: 2138 
• den Ausbau und die Verbesserung von Fuß- und Radwegen, die in der Verantwortung 2139 

des Landes sind 2140 
• die Erhöhung der Fördermittel für Kommunen zur Instandsetzung von Wegen 2141 
• die Schließung von Lücken für plötzlich endende Wege 2142 
• die Förderung von Fahrradstraßen 2143 

1.8.2 Gesundheitsversorgung im ländlichen Raum 2144 

Uns allen ist ein gesundes Leben für uns und unsere Lieben wichtig. Krankheiten und Unfälle 2145 
sind aber unvorhersehbar. Umso wichtiger ist eine Gesundheitsversorgung, die schnell und 2146 
überall für uns da ist. Wer im ländlichen Raum auf medizinische Versorgung, Pflege oder 2147 
Therapie angewiesen ist, stößt aber oft auf Probleme. Hausarztpraxen werden nicht 2148 
nachbesetzt, es gibt keine Psychotherapeut*innen, Fach- und Kinderärzte sind kaum 2149 
vorhanden und kleine Kliniken schließen. Auch die Zahl der Pflegeplätze und Tagestherapien 2150 
ist unzureichend und die nächste Apotheke weit entfernt.  2151 

Alle Menschen verdienen eine Gesundheitsversorgung, die erreichbar ist und sich kümmert. 2152 

Als Linke wollen wir: 2153 
• Anreize schaffen für Haus- und Kinderärzt*innen auf dem Land 2154 
• kommunale Gesundheitszentren gründen 2155 
• einen NRW-Plan zur Versorgung mit ausreichend Psychotherapeut*innen auch auf 2156 

dem Land 2157 

1.8.3 Lebendige Dörfer und Innenstädte 2158 

Die Versorgung mit Produkten für den täglichen Bedarf ist auf dem Land nicht mehr 2159 
gewährleistet. Früher hatte das eigene Dorf meist eine Bäckerei, einen Supermarkt und ein 2160 
paar Gaststätten. In der Kleinstadt nebenan gab es dann ein größeres Angebot an Läden 2161 
und eine Innenstadt, in der man den Tag verbringen kann. Das ist heute oft nicht mehr so.  2162 
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In vielen Dörfern gibt es keine Supermärkte, Bankfilialen oder Poststellen mehr. 2163 
Freizeitangebote und Restaurants fehlen. Diese Entwicklung erreicht nun immer mehr kleine 2164 
und mittlere Städte. Die Innenstädte geraten wegen des Onlinehandels und der 2165 
Wirtschaftslage immer weiter unter Druck. Geschäfte mit Stadtgeschichte werden zum 2166 
Leerstand, Restaurants schließen, und die Innenstädte veröden. Immer mehr junge 2167 
Menschen entscheiden sich deshalb wegzuziehen. Das wirft unsere Dörfer und Kleinstädte 2168 
in einen Kreislauf aus Abbau und Wegzug. Kurzum: Die Dörfer und Innenstädte sterben. 2169 

Als Linke wollen wir diese Abwärtsspirale der Verödung auf dem Land umkehren.  Unsere 2170 
Dörfer und Städte sind nicht nur Wohnorte, sondern unsere Lebensmittelpunkte. Die 2171 
Menschen hier verdienen eine angemessene Versorgung mit Lebensmitteln und Produkten 2172 
für den täglichen Bedarf.  2173 

Als Linke wollen wir: 2174 
• landesweite Förderprogramme gegen Leerstände 2175 
• landesweite Förderprogramme zur Weiterentwicklung in „multifunktionale 2176 

Innenstädte“  2177 
• die Unterstützung kommunaler Supermärkte – in jedem Dorf ein Laden 2178 
• die Verfügbarkeit von Bankautomaten und Postdienstleistungen auf dem Land 2179 

erhöhen 2180 

1.8.4 Kultur und Begegnung 2181 

Menschen brauchen Orte, an denen sie zusammenkommen können. Ob Schützenfest, 2182 
Konzert, Theatergruppe, Jugendtreff oder Bücherei, Kultur und Begegnung machen unsere 2183 
Dörfer und Städte lebendig. Sie schaffen Gemeinschaft, stärken den Zusammenhalt und 2184 
sorgen dafür, dass sich Menschen zuhause fühlen.  2185 

Doch gerade im ländlichen Raum stehen viele kulturelle Angebote unter Druck. Treffpunkte 2186 
schließen, Veranstaltungen finden seltener statt, und ehrenamtlich getragene Einrichtungen 2187 
kämpfen um ihre Zukunft. Städtische Büchereien geraten wegen der Finanzlage der 2188 
Kommunen in Gefahr. Besonders junge Menschen finden oft zu wenig Angebote in ihrer 2189 
Nähe. 2190 

Daher wollen wir Dritte Orte fördern als offene soziale Treffpunkte, die gemeinwohlorientiert 2191 
und frei von Konsumzwang sind. Dritte Orte ergänzen das eigene Zuhause (erster Ort) und 2192 
die Arbeit oder Schule (zweiter Ort). 2193 

Kultur muss keine Gewinne abwerfen, sondern allen Menschen zum Genuss und zur Bildung 2194 
zur Verfügung stehen.  2195 

Als Linke wollen wir: 2196 
• eine Kulturförderung mit besonderem Blick auf den ländlichen Raum 2197 
• einen Rettungstopf für bedrohte Theater im ländlichen Raum 2198 
• die Ausweitung der Förderung Dritter Orte durch das Land 2199 

1.8.5 Vereine und Ehrenämter 2200 

Wenn man wissen will, was unsere Dörfer und Städte zusammenhält, muss man auf die 2201 
vielen Menschen schauen, die sich freiwillig für andere einsetzen. Sie sorgen in Vereinen, 2202 
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Initiativen, Feuerwehren oder bei Veranstaltungen dafür, dass Gemeinschaft überhaupt 2203 
möglich wird. 2204 

Viele Vereine stoßen dabei zunehmend an Grenzen. Sie müssen immer mehr Vorschriften 2205 
einhalten, Nachweise erbringen und sich durch einen komplizierten Förderungsdschungel 2206 
wühlen. Eine langfristige, sichere Finanzierung gibt es häufig nicht.  2207 

Damit Vereine auch in Zukunft ein tragender Pfeiler unserer Gesellschaft bleiben, brauchen 2208 
sie Sicherheit und Klarheit.   2209 

Als Linke wollen wir: 2210 
• langfristige Förderzusagen 2211 
• eine unbürokratische Kleinprojektförderung 2212 
• weniger Nachweispflichten bei kleinen Förderungen 2213 
• vereinfachte Sicherheitskonzepte 2214 
• ein Förderprogramm für Vereinsheime 2215 

Gleichzeitig kämpfen viele Vereine mit dem Nachwuchsmangel. Verständlich, denn viele 2216 
Ehrenamtliche zahlen am Ende des Tages drauf, sei es wegen Fahrtkosten, Material oder 2217 
Verpflegung. Wer sich für die Gemeinschaft einsetzt, verdient Respekt und Anerkennung.  2218 

Als Linke wollen wir: 2219 
• höhere Steuerfreibeträge für Aufwandsentschädigungen 2220 
• die Ehrenamtskarte ausbauen 2221 

1.8.6 Schutz, Beratung und Prävention 2222 

Jeder Mensch hat das Recht, sicher und ohne Angst zu leben. Dennoch erleben viele 2223 
Menschen Gewalt, Bedrohungen oder Diskriminierung. Die Ursachen sind dabei sehr 2224 
unterschiedlich und genauso unterschiedlich müssen die Hilfsangebote sein. 2225 

Frauen, die von häuslicher oder sexualisierter Gewalt betroffen sind, benötigen schnelle und 2226 
verlässliche Unterstützung. Gerade im ländlichen Raum fehlen jedoch oft 2227 
Frauenberatungsstellen, Schutzwohnungen oder Frauenhäuser in erreichbarer Nähe. Wer 2228 
Hilfe sucht, darf nicht an langen Wegen oder fehlenden Angeboten scheitern. 2229 

Andere Menschen erleben Ausgrenzung, Beleidigungen oder Bedrohungen aufgrund ihrer 2230 
Herkunft, Hautfarbe, Religion, sexuellen Orientierung oder anderer persönlicher Merkmale. 2231 
Auch rechtsextreme Übergriffe und menschenfeindliche Einstellungen stellen vielerorts eine 2232 
Herausforderung dar. Betroffene und Engagierte brauchen Anlaufstellen, die beraten, 2233 
unterstützen und ihnen den Rücken stärken. 2234 

Deshalb wollen wir sowohl den Schutz vor Gewalt als auch Beratungs- und 2235 
Präventionsangebote im ländlichen Raum ausbauen. Hilfe muss dort verfügbar sein, wo die 2236 
Menschen leben. 2237 



61 

 

Als Linke wollen wir: 2238 
• den Ausbau und die Finanzierung mobiler Beratungsangebote für Opfer von 2239 

Diskriminierung und Gewalt 2240 
• den Ausbau und die Finanzierung mobiler Präventionsangebote  2241 
• Frauenhäuser und Frauenberatungsstellen im ländlichen Raum ausbauen und 2242 

finanzieren 2243 
• Beratungsangebote und Treffs speziell für queere Jugendliche auf dem Land fördern 2244 
• digitale und anonymisierte Hilfsangebote im Netz 2245 


